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Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 
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Rostock, 2. 6., Bild: Indymedia 


Da sich die Ereignisse rund um den G8-Gipfel seit Tagen überschlagen, können wir sie 
nicht annähernd dokumentieren und versuchen es deshalb auch gar nicht. Wir dokumen- 
tieren an dieser Stelle edie Erklärung der Roten Hilfe zu den Auseinandersetzungen am 
2.6. und zunächst eine Mitteilung des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältever- 
eins (RAV) vom 6.6. zu den ersten Verurteilungen im Schnellverfahren. 


Anwälte kündigen Berufung gegen 
Haftstrafen in Schnellverfahren an 


Angeklagte haben sich nur wegen entwür- 
digender Haftbedingungen auf Schnellver- 
fahren eingelassen / Misshandlungen bei 
Festnahme noch im Gerichtssaal sichtbar 


Keine Frage der 
Gnade - Freilassung 
der RAF-Gefangenen 


Bundespräsident Horst Köhler hat am 7.5.07 
bekannt gegeben, dass er die Gnadengesuche 
Christian Klars und Birgit Hogefelds ablehnt. 
Diese Entscheidung fiel unter massivem 
Druck von Seiten der Massenmedien und des 
rechten Rands der CDU/CSU, der offen ge- 
droht hatte, Köhler im Fall einer Begnadi- 
gung die Unterstützung zu entziehen. 
Insbesondere die Tatsache, dass Christian 
Klar eine Grußbotschaft antikapitalistischen 
Inhalts an die TeilnehmerInnen der Rosa-Lu- 
xemburg-Konferenz gerichtet hatte, wurde 
zur Begründung dafür herangezogen, dass er 
das Gefängnis auf keinen Fall verlassen dür- 
fe. Diese Kampagne richtete sich nicht nur 


In sieben Schnellverfahren gegen Globali- 
sierungsgegner im Alter zwischen 20 und 
31 Jahren verurteilte das Amtsgericht Ro- 
stock heute u.a. zwei Spanier, einen Polen 


gegen die ehemaligen Mitglieder der RAF, 
sondern gegen alle, die darauf beharren, dass 
der Kapitalismus nicht das letzte Wort der Ge- 
schichte ist. 

Dennoch sprechen die Medien nahezu ein- 
hellig von einer „souveränen und unabhän- 
gigen Entscheidung Köhlers“. Tatsächlich 
macht die Entscheidung vor allem deutlich, 
dass der Staat auch neun Jahre nach der Auf- 
lösung der RAF nicht aufgehört hat, Rache 
zu üben an denen, die sich in den Zeiten des 
Vietnamkrieges und weltweiter revolutionä- 
rer Aufbrüche für den bewaffneten Kampf 
entschieden hatten. 

Aufgrund der Aussagen des mehr als zwei- 
felhaften Gewährsmannes Peter-Jürgen 
Boock hat die Bundesanwaltschaft sogar wie- 
der ein neues Ermittlungsverfahren gegen 
Stefan Wisniewski eingeleitet, der bereits 21 
Jahre wegen des Vorwurfs der Beteiligung an 
Anschlägen der RAF im Gefängnis saß. In 
Wirklichkeit zeigen die jüngsten Debatten vor 


und drei junge Deutsche zu Haftstrafen zwi- 
schen sechs Monaten mit Bewährung und 
zehn Monaten ohne Bewährung. Den An- 
geklagten war schwerer Landfriedensbruch 
in Tateinheit mit gefährlicher Körperverlet- 
zung oder versuchter gefährlicher Körper- 
verletzung vorgeworfen worden. Die An- 
wältInnen des Legal Teams kündigten Be- 
rufungen gegen die Verurteilungen an. 

Die Angeklagten hatten sich auf die 
Schnellverfahren nur eingelassen, weil sie 
in der JVA Waldeck und in der Frauen-JVA 
Bützow unter entwürdigenden Haftbedin- 
gungen festgehalten wurden und ihnen im 


Mumia Abu-Jamal 

„Gute Signale für 

einen neuen Prozess" 
Seite 9f. 


Anschluss an die Schnellverfahren eine 
Haftentlassung zugesichert worden war. 
Zudem waren mehrere der Angeklagten bei 
ihrer Festnahme am 2. Juni durch Polizei- 
beamte so schwer misshandelt worden, dass 
sie mit sichtbaren Hämatomen im Gesicht 
und am ganzen Körper im Gericht vorge- 
führt wurden. Eine schmächtige 21-Jährige 
aus Deutschland war bei ihrer Verhaftung 

» Seite 2, 3. Spalte 


allem, unter welch grotesken Umständen die 
Urteile gegen mutmaßliche Mitglieder der 
Stadtguerilla schon von Anfang an zu Stan- 
de kamen. Angeklagten wurden grundsätz- 
lich alle in Frage kommenden Taten der Grup- 
pe zur Last gelegt, eindeutige Beweise waren 
weitestgehend überflüssig. Wer wegen „Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung“ auf der Anklagebank saß, wurde als 
Feind behandelt, bei dem sich rechtsstaatli- 
che Rücksichten erübrigten. 
Noch immer sitzen drei Gefangene aus der 
RAF in deutschen Gefängnissen: 
Christian Klar seit 24 Jahren, Eva Haule seit 
21 Jahren und Birgit Hogefeld seit 14 Jahren. 
30 Jahre nach der Todesnacht in Stamm- 
heim, nach der ungekannten Aushöhlung 
von Verteidigerrechten, nach Isolationshaft 
und Sondergesetzen ist die Freilassung aller 
noch im Gefängnis sitzenden Gefangenen 
aus der RAF die einzig sinnvolle Forderung 
- nicht als Gnadenakt, sondern als ein Zei- 
»> Seite 2 


chen der ansatzweisen Aufarbeitung eines 
finsteren Kapitels der BRD-Geschichte, in 
dem Grundrechte massenhaft außer Kraft ge- 
setzt wurden. 

Die Rote Hilfe wird sich weiter für die Frei- 
lassung der Gefangenen aus der RAF einset- 
zen und fordert die Einstellung des Ermitt- 
lungsverfahrens gegen Stefan Wisniewski. 
Mathias Krause für den Bundesvorstand der 
Roten Hilfe 


Neville Alexander aus Südafrika 


Hätte Mandela 
gesagt „ich bereue”, 


wäre er heute kein 
Idol 


Anfang April hatte die 
sooderso-Redaktion 
Gelegenheit, mit dem 
bekannten südafrika- 
nischen Intellektuel- 
len Dr. Neville Alex- 
anderzu sprechen, der 
zu Besuch bei seinem 
alten Freund und Ge- 
nossen Jakob Moneta 
war, dem ehemaligen 
Chefredakteur der Ge- 
werkschaftszeitung „Metall“. (...) In dem Ge- 
spräch interessierte uns auch die Einschät- 
zung von Neville Alexander zur gegenwärti- 
gen Debatte um die Freilassung Christian 
Klars. Neville Alexander, Jahrgang 1936, war 
zu Zeiten des Apartheid-Regimes zehn Jah- 
re lang auf Robben Island inhaftiert. 


Du kennst ja durch deine langjährigen Ver- 
bindungen nach Deutschland das Leben und 
die gesellschaftlichen Verhältnisse hier. Im 
letzten halben Jahr wurden wir regelrecht 
mit einer Kampagne bombardiert, die die 
Freilassungen von Gefangenen aus der RAF 
nach über 20 Jahren Gefängnis in Frage 
stellt. Das Ganze geht bis zu dem Punkt, 
dass der Beleg der Gefährlichkeit am Anti- 
kapitalismus festgemacht wird. 

Neville Alexander: Die Einzelheiten sind 
uns jetzt nicht geläufig, aber ich habe mir 
jetzt hier die ganzen Sachen mal angesehen. 
Ich denke, dass die Leute Recht haben, die 
meinen, dass die Sache jetzt ausgenutzt wird, 
um die Kapitalismuskritik schlechthin zu de- 
nunzieren. Das wird keinen Erfolg haben. Der 
Triumphalismus des modernen kapitalisti- 
schen Systems ist nur vorübergehend. 


Sicher, aber im Konkreten hat er ja Erfolg. 
Wenn man sich vorstellt, dass jetzt bei den 
wenigen verbliebenen Gefangenen aus der 
RAF nach über 24 Jahren rumgemacht 
wird, ob sie überhaupt rauskommen dürfen. 

Jakob Moneta: Die gleichen Leute, die heu- 


te sagen, dass Christian Klar nicht raus soll, 
haben nach ’45 ehemalige Nazis, die viele 
Menschen umgebracht haben, in hohe Posi- 
tion in Staat und Gesellschaft gebracht. 
Neville Alexander: Die Tatsache, dass es in 
Deutschland keine große Bewegung gibt, die 
sich für die Solidarität mit diesen Gefangenen 
einsetzt, ist mir sehr befremdlich, sogar un- 
verständlich. Eigentlich müssten sich alle so- 
zialistisch orientierten Gruppen für die Ge- 
fangenen einsetzen. Dass dies nicht geschieht, 
hat mit der Verrohung der Gesellschaft zu tun. 
Im Massenbewusstsein ist nicht verankert, 
dass es sich nicht gehört, Leute über 20 Jah- 
re im Gefängnis sitzen zu lassen. Für die Lin- 
ke stellt die Positionierung zur Freilassung 
Christian Klars einen Lackmus-Test für die 
Qualität ihres menschlichen Bewusstseins dar. 


Wir denken, dass es reichlich Gelegenhei- 
ten gab und gibt, an dieser Frage Position 
zu beziehen. Auch wenn es in der stattfin- 
denden gesellschaftlichen Diskussion un- 
realistisch ist das durchzusetzen, müsste die 
oppositionelle Bewegung jetzt doch demon- 
strativ sagen: Jetzt erst recht! Christian Klar 
und Brigitte Mohnhaupt müssen auf der 
großen Anti-G8-Mobilisierung im Juni 
sprechen! Aber an dieser Frage werden sich 
die demokratischen und linken Kräfte nicht 
durchsetzen können. Teils wollen sie es 
nicht, teils verhalten sie sich zu solchen 
staatlichen Kampagnen sehr defensiv. 

Neville Alexander: Ich persönlich meine, 
dass sich die Linken in Deutschland mit der 
RAF neu befassen sollen, und zwar unter dem 
Gesichtspunkt der Frage: Unter welchen Be- 
dingungen ist der Aufstand gerechtfertigt? 
Wann soll man sich militärisch auflehnen? 
Die Revolution, die radikale gesellschaftliche 
Transformation ist ein Prozess. Der Guerilla- 
Aufstand ist auch ein Prozess, ein eigener. 
Über die Frage des richtigen Zeitpunktes wur- 
de schon während der Oktoberrevolution ge- 
stritten. Aus diesem Blickwinkel sollte man 
die RAF beurteilen, so wie ich mich selber, 
unsere Leute und unsere Organisation beur- 
teilt und kritisiert habe. Im Hinblick auf die 
konterrevolutionäre Haltung des Unity Mo- 
vements, der Einheitsbewegung, haben wir 
als National Liberation Movement richtig ge- 
handelt. Dass die Leute bereuen sollen, ist Un- 
sinn, das kann noch nicht einmal ein Klas- 
senfeind erwarten. Hätte Nelson Mandela ge- 
sagt, er bereue, dass er den Kampf gegen die 
Apartheid, gegen den Rassismus entfacht ha- 
be, um sich auf diese Weise seine Freiheit zu 
erkaufen, wäre er heute kein Idol, kein Held. 
Nicht wahr? 

Als ich im Gefängnis saß, habe ich in alle 
Bücher, die ich las, ein Wort Friedrich Schil- 
lers notiert: „Sie können uns niedrig behan- 
deln, sie können uns nicht erniedrigen.“ Dass 
man von einem Christian Klar verlangt, er 
solle sich erniedrigen, ist doch ausgeschlos- 
sen. Von keinem Menschen, der sich dem 
Freiheitsgedanken der Französischen Revo- 
lution verpflichtet hat, kann man so etwas 
erwarten. 
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so massiv und mehrfach ins Gesicht ge- 
schlagen worden, dass sich angesichts ihrer 
Hämatome im Gesicht auch der Richter zu 
Nachfragen veranlasst sah. 

In der JVA Waldeck wurden den Ange- 
klagten teilweise richterlich genehmigte Te- 
lefonate nicht erlaubt und Hofgänge ver- 
weigert mit der Begründung, es könne nicht 
für ihre Sicherheit garantiert werden, da in 
der JVA viele Neonazis inhaftiert seien. Dar- 
über hinaus wurden einige Angeklagte von 
den Wachmännern beschimpft und bedroht. 

Da die Umstände ein rechtsstaatliches 
Verfahren und eine ordnungsgemäße Ver- 
teidigung nicht ermöglichten, beschränkten 
sich VerteidigerInnen darauf, die Vorge- 
hensweise von Staatsanwaltschaft und Ge- 
richt zu kritisieren und Erklärungen abzu- 
geben. 

Im Verfahren gegen einen 20-Jährigen 
Philosophiestudenten aus Deutschland bei- 
spielsweise stützte sich die Verurteilung auf 
eine lückenhafte schriftliche Aussage eines 
Polizeibeamten. Darin wurde behauptet, der 
Angeklagte habe am 2. Juni vier oder fünf 
Flaschen oder Steine in eine unbekannte 
Richtung geworfen. Weder wurde klar, ob 
es sich um Glas- oder Plastikflaschen, noch 
wie viele es gewesen sein sollen, weder ob 
es sich um Kieselsteine noch ob es sich um 
Pflastersteine gehandelt haben soll. Präzi- 
sere Angaben wurden nicht gemacht, den- 
noch wurde der nicht vorbestrafte 20-Jähri- 
ge, der die Tat bestritten hat, zu neun Mo- 
naten Haft ohne Bewährung verurteilt. 

Auch in anderen Verfahren mangelte es 
an präzisen Tatvorwürfen und Zuschrei- 
bungen; immer wieder blieb in den polizei- 
lichen Aussagen unklar, wo, wann und aus 
welcher Entfernung und in welche Richtung 
geworfen worden sein soll. 

Ein Großteil der Angeklagten bestritt die 
Tatvorwürfe. 

Die Atmosphäre der Verfahren war ge- 
prägt von beleidigenden Äußerungen des 
Staatsanwalts gegen Angeklagte und Ver- 
teidigerInnen. So bezeichnete der Staatsan- 
walt die Angeklagten als „Chaoten“ und 
Mitglieder des „schwarzen Blocks“, obwohl 
keinem der Angeklagten vorgeworfen wor- 
den war, vermummt gewesen oder aus dem 
Schwarzen Block heraus agiert zu haben. 
Einen Angeklagten beleidigte der Staatsan- 
walt als „Durchgeknallten“. Zwei Verteidi- 
gerInnen unterstellte er, er bezweifle, dass 
sie Jura studiert hätten. 

Der zuständige Einzelrichter hatte zudem 
von vornherein klar gemacht, dass er keine 
Einzelfälle betrachten wolle und dass es 
nicht vorstellbar sei, dass Polizisten lügen 
würden. „Zur Verteidigung der Rechtsord- 
nung“ könne er auch keine Bewährungs- 
strafen verhängen. 

„Bei den Schnellverfahren pünktlich zum 
Ankunft der Delegationen handelt es sich 
in erster Linie um ein Instrument der Ab- 
schreckung‘“, sagt Rechtsanwältin Christina 
Klemm, „die mit einem fairen Verfahren 
nichts zu tun haben. Hier agieren Justiz und 
Polizei Seite an Seite.“ 


Durchsichtige Eskala- 
tionsstrategie der 
Polizei im Vorfeld des 
68-Gipfels 


Vor dem Abschluss der gestrigen Demon- 
stration in Rostock gegen das G8-Treffen 
hat die Polizei die Protestierenden massiv 
angegriffen, über 500 Menschen verletzt 
und 165 Menschen festgenommen. Was- 
serwerfer und Tränengas wurden ziellos 
und flächendeckend gegen die Menge ein- 
gesetzt, Rechtsanwältlnnen und Sanitäte- 
rInnen wurden von der Polizei mit Gewalt 
daran gehindert, sich um Verletzte zu küm- 
mern. Nach Berichten von AugenzeugIn- 
nen kam es zu schweren Misshandlungen 
bereits festgenommener DemonstrantIn- 
nen. 

Der Verlauf der gestrigen Demonstration 
straft die Behauptungen der Polizei Lügen, 
sie verfolge ein Deeskalationskonzept. Wer 
unter dem Vorwand, vereinzelte Sachbe- 
schädigungen ahnden zu müssen, mit einer 
hochgerüsteten Polizeiarmee eine Demon- 
stration von mehreren zehntausend Men- 
schen angreift, muss sich nicht darüber 
wundern, dass die Situation eskaliert. 

Der Politik kommt die mediale Inszenie- 
rung „blindwütiger Randale“ gerade recht, 
um die massiven Grundrechtsverletzungen 
im Vorfeld und die geplanten noch weiter- 
gehenden Einschränkungen der Versamm- 
lungsfreiheit im weiteren Verlauf des G8- 
Gipfels vor der Öffentlichkeit zu rechtferti- 
gen. 

Die Polizei bemüht sich nach Kräften, die- 
ses Bild noch zu verstärken: War unmittel- 
bar nach dem Einsatz noch von 140 ver- 
letzten Beamten die Rede, wurde schon am 
nächsten Morgen die Zahl von 450 ver- 
letzten Polizisten an die Presse lanciert. 
Nicht unwesentlich dürfte für diesen Zu- 
wachs die Tatsache sein, dass zwi- 
schenzeitlich bekannt wurde, dass als Fol- 
ge der Polizeigewalt weit über 520 De- 
monstrantInnen zum Teil schwer verletzt 
wurden, darunter mehrere schwere Kno- 
chenbrüche und Schädeltraumata. 

Offensichtlich zeigt das Einschüchte- 
rungs- und Spaltungskonzept der polizei- 
lichen Einsatzkoordination „Kavala“ zu- 
mindest insofern Erfolge, dass sich einzel- 
ne SprecherInnen von globalisierungskriti- 
schen Organisationen bemüßigt sehen, sich 
von Gewalt zu distanzieren - und damit 
nicht etwa die polizeilichen Ausschreitun- 
gen meinen. Die Rote Hilfe e.V. ruft alle Pro- 
testierenden dazu auf, solidarisch zusam- 
menzustehen, sich nicht in „gute“ und „bö- 
se“ DemonstrantInnen spalten zu lassen 
und allen Versuchen entgegenzutreten, den 
legitimen Widerstand gegen das Gipfeltref- 
fen zu kriminalisieren. 

Mathias Krause für den Bundesvorstand der 
Roten Hilfe e.V., Göttingen,03.06.2007 


Demonstrieren 
ist in Hamburg nicht 
mehr möglich 


Polizei schikaniert Proteste gegen 
ASEM-Gipfel 


Mit Empörung hat die Rote Hilfe heute be- 
obachtet, dass die Hamburger Polizei wieder 
einmal bewusst das Recht auf Demonstrati- 
onsfreiheit aushöhlt und Menschen bei ihrem 
Recht auffreie Meinungsäußerung behindert. 
Eine Demonstrationszug von rund 6000 Glo- 
balisierungsgegnern wurde in seinem Verlauf 
so heftig schikaniert und angegriffen, dass 
die Leitung der Demonstration um 17 Uhr be- 
schloss, die Veranstaltung deutlich vor dem 
geplanten Ende aufzulösen. 

Um 12 Uhr hatten sich die Demon- 
strationsteilnehmer auf dem Heiligen- 
geistfeld versammelt, um gegen den 
ASEM-Gipfel in Hamburg zu protestie- 
ren. Von Beginn an begleitete ein mehr- 
reihiges Polizeispalier den Demonstrati- 
onszug. Diese im Polizeijargon „einsch- 
ließende Begleitung“ genannte Maßnah- 
me sorgt nicht nur für eine martialische 
Drohkulisse. Sie trennt auch die Demon- 
strierenden physisch von der Öffentlich- 
keit. 

Es ist uns ein Rätsel, wo die Polizei die 
2000 gewaltbereiten Globalisierungs- j 
gegner herfantasiert hat, die angeblich 
Teil der Demonstration sein sollten, mit 
der sie dieses Vorgehen rechtfertigt. Ent- 
gegen allen öffentlichen Ankündigun- 
gen, das Recht auf friedliche Proteste ge- 
gen den G8-Gipfel und andere Veran- 
staltungen zu respektieren, zeigt so eine 
Polizeistrategie, dass diese Aussagen nur 
Sonntagsreden sind. Der Verlauf der De- 
monstration bestätigte dies: Immer wie- 
der wurde der Demonstrationszug, mit dem 
Verweis auf vermeintliche Auflagen ange- 
halten (beispielsweise wegen der angeblich 
zu langen Seitentransparente) und seine Teil- 
nehmer wurden daran gehindert, die Öffent- 
lichkeit über ihre politischen Anliegen zu in- 
formieren. Dabei kam es auch zu mehreren 
brutalen Festnahmen. 

Allzu sehr wollte die Polizei sich dabei nicht 
über die Schulter schauen lassen: Menschen, 
die die Übergriffe der Polizei mit den Foto- 
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kameras in ihren Mobiltelefonen dokumen- 
tieren wollten, wurden die Handys abge- 
nommen. Außerdem versuchte die Polizei 
mehrfach, die ohnehin vom Verwaltungsge- 
richt stark beschränkte Demonstrationsroute 
noch weiter einzuschränken. 

Die Demonstrationsleitung entschloss sich 
schließlich zum vorzeitigen Abbruch der Ver- 
anstaltung. Ein Grund waren die fortlaufen- 
den Versuche der Polizei, die Demonstrieren- 
den zu provozieren und dazu zu bewegen, die 
allem Anschein nach lang; erwarteten „Ge- 
walttaten“ zu begehen. Unter diesen Bedin- 
gungen weiter zu demonstrieren, erschien 
den Veranstaltern vor allem vor dem Hinter- 
grund sinnlos, dass die Demonstration nur in 
menschenleeren Straßen fernab der politi- 
schen Entscheidungsträger, die erreicht wer- 
den sollten, stattfinden konnte. 

Nach Beendigung der Veranstaltung setz- 
te die Polizei gegen die abziehenden Teil- 
nehmer der Veranstaltung und Unbeteiligte 
aufdem Heiligengeistfeld ohne erkenntlichen 
Grund Wasserwerfern ein. Noch Stunden spä- 
ter machten Polizisten Jagd auf vermeintli- 
che Demonstrationsteilnehmer im Schanzen- 
viertel und in der Innenstadt und nahm da- 
bei etliche Menschen fest. 

Es ist nicht hinzunehmen, dass die Ham- 
burger Polizei durch ihr massives und ge- 
walttätiges Auftreten Menschen daran hin- 
dert, ihr Recht auf freie Meinungsäußerung 
wahr zu nehmen. Genau das ist aber seit Wo- 
chen ihre Strategie. Erst gestern hatte die Po- 


Autonome in Ber wegung 


Bilder: indymedia 


Gate to gobalresistance 


lizei 65 Teilnehmer einer „Reclaim the Stre- 
et“-Demonstration in Altona festgenommen. 
Einige sollen den Verkehr behindert haben, 
andere angeblich an nicht genehmigten Ver- 
sammlungen teilgenommen haben. Solche 
fadenscheinige Nichtigkeiten reichen inzwi- 
schen aus, um unter anderem zwei 14-jähri- 
ge für mehrere Stunden in Gewahrsam zu 
nehmen, mehrere Frauen auf der Polizeiwa- 
che zu zwingen, sich auszuziehen und gegen 
fünf Menschen ein zweiwöchiges Aufent- 
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haltsverbot für die Innenstadt und St. Pauli 
Nord auszusprechen. Drei dieser fünf Verbot 
sind übrigens in zwischen vom Gericht wie- 
der außer Kraft gesetzt worden, weil es kei- 
ne Grundlage für sie gab. 

Schon seit Wochen bauen die Hamburger 
Polizei und der Hamburger Senat an der 
Drohkulisse von den „militanten Globalisie- 
rungsgegnern“, die gerne auch in die Nähe 
von Terroristen gerückt werden, um kritische 
und politisch aktive Menschen zu diskredi- 
tieren und zu kriminalisieren. Nach den bun- 
desweiten Razzien, der Schnüffelei in der Post 
von ganzen - vermeintliche linken - Stadt- 
teilen und der Entnahme von Geruchsproben 
von Menschen, die unter fadenscheinigsten 
Gründen ins Visier der Polizei geraten sind, 
haben die Hamburger Ordnungshüter nun ein 
weiteres unrühmliches Kapitel ihrer Chronik 
als Repressionsorgan geschrieben. 

Rote Hilfe OG Hamburg, 28.5.07, 20 Uhr 


Von der Razzia gegen die G8-Proteste war 
auch das Gemeinschaftsbüro von Libertad!- 
Berlin und Antirassistische Initiave (ARI) 
im Berliner Bethanien betroffen. Gegen drei 
Libertad!-Mitglieder läuft eines der Ermitt- 
lungsverfahren, mit denen sich das BKA die 
Durchsuchungsbeschlüsse besorgt hatte. 
Auch aus diesem Grund nimmt Libertad! zu 
dieser Sorte polizeilicher Gipfelvorberei- 
tung Stellung. Anschließend eine auf diese 
Stellungnahme bezogene Pressemitteilung. 


Stellungnahme zu den 


BKA-Durchsuchungen 
gegen den G8-Wider- 
Stand am 09.05.2007 


Die polizeiliche Großrazzia gegen Zentren, 
Strukturen und Wohnungen in Berlin, Ham- 
burg und Bremen richtet sich gegen den sich 
abzeichnenden breiten Protest und Wider- 
stand gegen den G8-Gipfel Anfang Juni in 
Heiligendamm. Drei Wochen vor Beginn 
dieses herrschaftlichen Großevents versucht 
der Staatsschutz die Gegenaktivitäten zu 
stören, die vorbereitenden Strukturen lahm- 
zulegen und die Aktivist/innen zu krimina- 
lisieren. Solche polizeilichen Versuche wa- 
ren allerdings zu erwarten, denn natürlich 
ist die Protestbewegung schon jetzt viel 
mehr als eine leicht zu duldende Stimme kri- 
tischer Einwände. Die Anmaßung der Chefs 
der G8-Staaten, über das Geschick der Welt 
entscheiden zu können, wird ebenso 
grundsätzlich in Frage gestellt wie der glo- 
balisierte Kapitalismus. 

Das Innenministerium schickte das BKA 
mit über 1.000 Polizist/innen gegen 17 na- 
mentlich genannte „Verdächtige“ los und 
ließ bundesweit über 40 linke Projekte, Woh- 
nungen und Arbeitsplätze durchsuchen. 
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Betroffen sind davon auch Aktivist/innen 
der Berliner Gruppe von Libertad!. Die Stür- 
mung und Durchsuchung des Berliner Bet- 
hanien wurde mit einem 8129a-Ermitt- 
lungsverfahren begründet, nach dem diese 
Libertad!-Aktivist/innen Mitglieder der 
„militante(n) gruppe“ (mg) sein sollen. Min- 
destens seit dem Jahr 2003 bastelt das BKA 
an dieser Legende und hält das Verfahren 
wider besseren Wissens aufrecht. Denn aus- 
gestattet mit den weitreichenden Befugnis- 
sen, die das Instrumentarium des 8$129a bie- 
tet, können immer wieder Observationen, 
Verhöre, Lauschangriffe, Durchsuchungen 
u.a. polizeiliche Schikanen begründet wer- 
den. 

Ausgehend von dubiosen „dienstlichen 
Erkenntnissen“, vermutlich des Verfas- 
sungsschutzes, sind seit Jahren keine „Er- 
kenntnisse“ dazu gekommen; die Behaup- 
tung, die jetzigen Durchsuchungen des Li- 
bertad!-Büros im Bethanien und der Woh- 
nungen der Aktivist/innen, sollten Bewei- 
se liefern, ist fadenscheinig. Die Beschuldi- 
gungen basieren, laut BGH-Beschluss, auf 
der - einzigen - Tatsache, dass unsere Ge- 
noss/innen schon seit langem linke Akti- 
vist/innen sind. Der Rest ist 

BKA-Lyrik: „parallele Thematiken“, 
„vergleichende Textanalyse“ und dem, dass 
im Zusammenhang mit dem von Libertad! 
initiierten Aktionstag 18. März auch ver- 
schiedentlich Anschläge durchgeführt wur- 
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Durchschung der Roten Flora in Hamburg, 9.5. 


den. Tatsächlich ist das Ver- 
fahren lediglich der „Türöff- 
ner“ und wird ausgehen, wie 
so gut wie alle entsprechenden 
Verfahren: Sang- und klang- 
los wird es eingestellt sobald 
es seinen Zweck erfüllt hat. 
Diese Gewissheit ändert aller- 
dings nichts daran, dass die 
polizeilichen Maßnahmen für 
die Betroffenen und ihrem Le- 
bens- und Arbeitsumfeld lä- 
stig und schikanös sind: stun- 
denlang wurden ihre Woh- 
nungen und Arbeitsplätze be- 
setzt und verwüstet; einige 
= wurden mit Handschellen zur 
„erkennungsdienstlichen Be- 
handlung“ abgeführt und bei 
manchen auch Gen-Proben per 
richterlichen Beschluss entnommen oder 
einfach Zigarettenkippen aus Aschenbe- 
chern eingesackt. Wie immer wurden auch 
die Computer, Telefone und persönlichen 
Unterlagen beschlagnahmt. Das gilt auch 
für alle anderen von der Razzia am 
09.05.2007 unmittelbar Betroffenen. 

Die vom Staatsschutz ausgemachte „ter- 
roristische Vereinigung nach $129a“ mit 
dem Ziel, den G8-Gipfel zu verhindern, ist 
allerdings tausendfach größer. Auf sie zielt 
die Razzia tatsächlich. Es sind die Tausen- 
de von Aktivist/innen in allen Städten, die 
wie Libertad! in den Mobilisierungsstruk- 
turen engagiert sind, die auf Aktionskon- 
ferenzen und in zahlreichen Arbeitsgrup- 
pen den Gipfelprotest vorbereiten. Es sind 
die Tausende, die nach der Razzia in vielen 
Städten im In- und Ausland auf die Straße 
gingen, in Demonstrationen, Kundgebun- 
gen, Aktionen und Versammlungen ihre 
Solidarität ausdrückten und die Kriminali- 
sierung zurückwiesen. 

Zu dieser „terroristischen Vereinigung“ 
und die von ihr erarbeitete „Choreographie 
des Widerstandes“ bekennen wir uns in der 
Tat freimütig und in aller Offenheit. Der Ak- 
tionsfahrplan steht: Wir demonstrieren am 
2. Juni in Rostock mit Zehntausenden, um 
den Antikapitalismus zu globalisieren, in 
Aktionstagen gehen wir gegen Bio-Paten- 
tierung, das Migrationsregime, Folter und 
den globalisierten Ausnahmezustand vor, 
wir heißen die G8-Regierungschefs am 
Flughafen Rostock-Laage gebührend nicht 
willkommen und belagern sie in ihrer 
Hochsicherheitszone rund um Heiligen- 
damm. Wir wollen, dass der Protest und Wi- 
derstand lautstark, vielfältig und handfest 
wird, dass wir den G8-Gipfel stören und 
blockieren. Es wäre schön, wenn das dieser 
Vereinigung zugeschriebene Ziel, „den 
Gipfel zu verhindern“ eintreten täte. 

Wir - und alle - werden auf jeden Fall 
unsere Anstrengungen fortsetzen und ver- 
stärken. Jetzt erst recht! 

G8 demaskieren - derangieren - destru- 
ieren massenhaft, entschieden & mit Phan- 
tasie ins Handgemenge! 

Initiative Libertad!, 10.05.07 


Auf der Rostocker Großdemo „Eine andere 
Welt ist möglich“ am 2. Juni, dem 40. To- 
destag Benno Ohnesorgs, konnte diese Re- 
de des „Netzwerks Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen“ auf Grund des brutalen 
Polizeieinsatzes nicht zu Ende gehalten wer- 
den. Aus diesem Grunde dokumentieren wir 
diesen Beitrag. (W.) 


Solidarität ist unsere 
Waffe! 


Heute jährt sich der 40.T odestag Benno 
Ohnesorgs, der anlässlich einer Demon- 
stration gegen den Schah aus Persien am 
2. Juni 1967 erschossen wurde. Der Poli- 
zist, der die tötenden Schüsse auf Benno 
abfeuerte, hieß Kurras. 

Der Berliner Senat und die Springer- 
presse rechtfertigten diese Tat. 

Logisch und konsequent ist aus herr- 
schender Sicht, dass der Polizist Kurras 
wegen der Erschießung Benno Ohnesorgs 
freigesprochen wurde. 


Geschichte wiederholt sich 


Im Sommer 2001 wurde Carlo Giuliani 
während der Anti-G8-Proteste in Genua 
von Polizisten erschossen. Auch hier wur- 
den DemonstrantInnen eingeknastet, und 
die Regierung und ein großer Teil der Me- 
dien rechtfertigten die Erschießung Car- 
los. 

Folglich laufen die italienischen Polizi- 
sten noch frei herum. 


Repression ist Teil globaler 


Herrschaftssicherung 

Was die beiden Morde eint, ist der staatli- 
che Versuch, radikalen Widerstand einzu- 
schüchtern und wenn möglich zu zer- 
schlagen. Doch die Palette der Herrschen- 
den ist lang. Sie erstreckt sich von Bespit- 
zelung über Gefangenschaft bis hin zu Fol- 
ter und Mord. 

So gibt es wie überall auf der Welt auch 
hier in der BRD Dutzende politische Ge- 
fangene aus den verschiedensten Kämp- 
fen. Einige davon, wie Christian Klar, seit 
über 24 Jahren inhaftiert. Neben ihm noch 


weitere 2 ehemalige Militante derRAF ein- 
geknastet. Die große Zahl politischer Ge- 
fangenen mit migrantischem Hintergrund 
in der BRD, vor allem der türkischen und 
kurdischen GenossInnen verdeutlicht, wie 
weit auch auf diesem Gebiet die so ge- 
nannte Globalisierung voranschreitet. 

Überall auf der Welt gibt es politische 
Gefangene, die gegen die imperialistische 
Globalisierung kämpften und kämpfen. 
Diese Gefangenen sind alle weggesperrt, 
weil sie sich von ihrer Geschichte nicht di- 
stanzieren: 


Kollektivität als Antwort 


Gerade die Kriminalisierungsversuche ge- 
genüber der Protestbewegung gegen den 
G8 durch BKA und Bundesanwaltschaft 
haben gezeigt, wie wichtig Solidarität und 
eine kollektive Antwort sind. Diese Soli- 
darität auf internationalistischer Basis 
muss gerade auch unseren Gefangenen 
gelten und sie als aktiven Bestandteil un- 
serer Bewegung begreifen und unterstüt- 
zen. 

Zuletzt wollen wir noch darauf hinwei- 
sen, dass sich im Herbst der Todestag un- 
serer GenossInnen Andreas, Gudrun und 
Jan im Knast in Stuttgart Stammheim zum 
30. Mal jährt. Wir rufen Euch auf: Ver- 
haltet euch dazu auf lokaler Ebene und or- 
ganisiert und unterstützt Aktivitäten da- 
zu. Achtet auf Ankündigungen auf 
www.political-prisoners.net ! 


Solidarität mit den Gefangenen aus der 
RAF, Action Directe, der DHKP-C, der PCP- 
M, den Roten Brigaden, der Grapo! Soli- 
darität mit den Gefangenen aus der bas- 
kischen Linken und den lateinamerikani- 
schen Befreiungsbewegungen! Solidarität 
mit allen gefangenen Revolutionären 
weltweit! 

Die Revolutionären Gefangenen sind 
unsere Würde! Freiheit erkämpfen! 

Für einen kämpferischen Anti-G8-Wi- 
derstand! 
Netzwerk für die Freiheit de politischen Ge- 
‚fangenen 


Italien 
Erklärung einiger 
GenossInnen 


Wir, einige Verhaftete des 12. Februar 
2007, möchten einige Bemerkungen zu den 
Umständen machen, die zu unserer Verhaf- 
tung geführt haben. Diese Erklärung möch- 
te, außer Zeugnis der von uns jetzt erlebten 
Erfahrung, auch ein Beitrag zum Kampf 
sein, den alle kommunistischen und anar- 
chistischen GenossInnen alltäglich führen. 


Die repressive Welle, die uns mit 15 Verhaf- 
tungen, 80 Durchsuchungen und einer bei- 
spielslosen Kriminalisierungskampagne der 
Medien getroffen hat, ist durch eine Lage der 
nationalen und internationalen politischen 
Krise charakterisiert und hat sie notwendig 
gemacht. 

Die Regierung Prodi, in Kontinuität mit 
der vorhergehenden, ist wieder einmal Pro- 
tagonistin in einem internationalen Kriegs- 
szenario: Wer bis letztes Jahr noch die Frie- 
densfahnen in den Umzügen gegen die 
kriegstreiberische Logik schwang, setzt sich 
jetzt an die Spitze der Neufinanzierungspo- 
litik der Besatzungsaufträge wie der in Af- 
ghanistan. Ganz abgesehen von der totalen 
Unterwerfung unter die Amerikaner, was 
den Bau eines neuen Stützpunktes in Vi- 
cenza mit sich bringt. Die Folgen sind un- 
mittelbar: ihr Haushaltsplan saugt uns Ar- 
beiterInnen gar 3257 Millionen Euro Inve- 
stitionen für die militärischen Ausgaben aus, 
mit dem dazu gehörenden Angriff auf un- 
sere Rechte und Lebensbedingungen. Sofort 
enthüllten sich die Wahlkampagneverspre- 
chen des Rückzugs unserer Truppen, der Ver- 
änderung der Legge Biagi, der Schließung 
der CPT (Ausschaffungslager) usw. als Be- 
trug. Im Gegenteil, die Prekarität bleibt 
„conditio sine qua non“ für jene, die heute 
in der Arbeitswelt stehen müssen, sie ver- 
mehren die Steuern, die Toten auf den Ar- 
beitsplätzen, die Angriffe auf Rente und Ge- 


Informationsveranstaltung des „Netzwerks für die Freiheit der politischen Ge- 
fangenen“ im Rahmen des „Tags der revolutionären Gefangenen” am 19. Juni 


Revolution und Konterrevolution in Italien 


TeilnehmerInnen: 


» SRI/Schweiz (Rote Hilfe International/Schweiz) 
Zum Thema Geschichte der revolutionären Bewegung in Italien, die Brigatte Ros- 
se, die revolutionären Gefangenen und die aktuelle Situation hinsichtlich der Re- 
pression gegen die PCP-M (Politisch-Militärische Kommunistische Partei) 


» Anti-G8-Bündnis für eine revolutionäre Perspektive 
Aktuelles zum Thema G8 und Repression 


18.6. um 19 Uhr 


KATO, Im U-Bhf. Schlesisches Tor, 10997 Berlin-Kreuzberg 


sundheitsversorgung. 

Das alles hat die Regierung dazu gebracht, 
ihre Zukunft immer mehr in Gefahr zu se- 
hen: der reformistische Flügel jener, die vor- 
her gegen den Krieg waren und sich als Ver- 
teidiger der Interessen der Massen aufspiel- 
ten (Gewerkschaften, Rifondazione, usw.) 
werden nach und nach entlarvt. Die Arbei- 
tenden sind immer enttäuschter und mer- 
ken, dass es in dieser Gesellschaft keine Re- 
gierungen gibt, die ihre Interessen beschüt- 
zen könnten. 

Angesichts dieser Tatsache vermehren 
sich in Italien die Mobilisierungen, immer 
entschlossener und radikalisierter: von FIAT 
bis zu den Kämpfen um den Gesamtarbeits- 
vertrag der MetallarbeiterInnen mit Schie- 
nen- und Straßenblockaden, von den 
Prekären von Atesia in Rom bis zum Kampf 
in Vicenza gegen den US-Stützpunkt ... 
Hochgeschwindigkeitszüge, Alitalia, Prote- 
ste gegen Bertinotti oder verschiedene Ge- 
werkschafter ... 

Es besteht also die Gefahr, dass sich revo- 
lutionäre Projekte verbreitern; der Refor- 
mismus hat sein wahres Gesicht gezeigt und 
die Massen begreifen, dass er keinen Aus- 
weg aus der Angriffspolitik gegen die Le- 
bensbedingungen darstellt, im Gegenteil! 
„Linke“ regierungsbeteiligte Parteien verlie- 
ren den Konsens der Basis und die Gewerk- 
schaften haben immer mehr Mühe, die Pro- 
teste der ArbeiterInnen zu bremsen. 

So wurde also einerseits die reaktionäre 
Mobilisierung notwendig, der für ihre 
Drecksarbeit immer mehr Legitimation zu- 
gesprochen wird und die das Ziel der Spal- 
tung der Massen sowohl auf der inneren (um 
die Klassensolidarität zwischen den italieni- 
schen ProletarierInnen und den Immigran- 
tInnen zu brechen) als auch der äußeren (die 
Solidarität mit den Völkern brechen, die 
Zielscheibe imperialistischer Aggressionen 
sind) Front hat. Diese Drecksarbeit konkre- 
tisiert sich mit den Aggressionen (siehe das 
angezündete Nomadenlager in Opera), die 
Jagd auf ImmigrantInnen, die Morde an den 
Genossen (Dax und Renato) und die xeno- 
phobe, sexistische und antikommunistische 
Propaganda der Neofaschisten und der Me- 
dienkampagnen, um die Gleichung Immi- 
grant = Terrorist herzustellen. Andererseits 
mussten sie gegen Einzelne und kommuni- 
stische Zusammenhänge, die schon immer 
die Gaunereien der Herrschenden verurtei- 
len, hart zuschlagen: auf den Arbeitsplät- 
zen, wo sie sich dem Angriff auf die Arbei- 
tenden seitens einzelner Unternehmer oder 
der Manöver der Regierung (Renten, Art. 18, 
Finanzplan, Gesetz Biagi, usw.) entgegen- 
stellen; in den verschiedenen Sozial- oder 
Dokumentationszentren, also jenen Zusam- 
menhängen, welche die unter Krisenzwang 
kriegstreiberisch geführte Politik, die Re- 
pression und die Übergriffe, denen die Mas- 
sen seitens der Gemeinderäte (Sozialwoh- 
nungspolitik) oder der verschiedenen Regie- 
rungen ausgesetzt sind, verurteilen. 

Es wurden GenossInnen getroffen, die un- 
ter den Leuten leben und für ihre Standfe- 
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stigkeit anerkannt sind, mit der sie ihre Idea- 
le voranbringen. Es ist kein Zufall, dass die 
angegriffenen Zusammenhänge, aufdie sich 
die GenossInnen bezogen, in einer Phase 
waren, in der immer mehr Leute zusam- 
menkamen. Weil sie in der institutionellen 
Politik keine Alternative sehen, setzen im- 
mer StudentInnen, ArbeiterInnen und Pro- 
letarierInnen auf Selbstbestimmung und ei- 
genständige Organisierung. Es ist auch kein 
Zufall, dass wir in Isolation gehalten wer- 
den, als Bestätigung der Angst davor, dass 
wir mitanderen Gefangenen sprechen könn- 
ten. Ebenso wenig Zufall sind die Attacken 
der Medien, die zum Ziel haben, um uns her- 
um und den miteinbezogenen Zusammen- 
hängen eine Art verbrannte Erde herzustel- 
len. Die Bestätigung ihres Willens, uns zu 
schwächen und einzuschüchtern, ist die Tat- 
sache, dass gegen viele von uns keinerlei Be- 
weise vorhanden sind, und der Einsatz des 
Vereinsbildungsartikel (z.B. Bildung einer 
subversiven und terroristischen Vereini- 
gung). 

Wir sind KommunistInnen, und das macht 
ihnen Angst, denn wir haben die Unterord- 
nung der italienischen Regierungen unter 
die imperialistische Politik der USA immer 
angeprangert. Diese führt sie dazu, „Ver- 
bündete“ in allen „Friedenseinsätzen“ oder 
„Antiterroreinsätzen“ zu sein und ihnen wie 
ein treuer Hund in die verschiedenen Ge- 
genden der Welt zu folgen, in der Hoffnung, 
etwelche Ölquellen oder etwelche Gebiete zu 
erhalten, wo billige Arbeitskraft ausgebeu- 
tet werden kann. 

Wir stören, weil wir sagen, dass, um die 
Truppenkontingente, wie für die verschie- 
denen Militärausgaben mit immer mehr 
Steuern und Angriffen auf unsere Rechte 
eingedroschen wird. Wir stören, weil wir be- 
haupten, dass der einzige Ausweg für die 
Massen jener ist, sich eigenständig im Kampf 
gegen diese Angriffe zu organisieren, außer- 
halb von Parteien oder institutionellen Ge- 
werkschaften, deren Ziel die Eindämmung 
und Erstickung der Mobilisierung ist. 

Wer auch heute die edlen Werte der Resi- 
stenza noch nicht vergessen hat, hat sicher 
nicht vergessen, dass sie als Banditen be- 
zeichnet wurden. Wer heute noch entschie- 
den ist, gegenüber der Ausbeutung nicht 
gleichgültig und folglich nicht ihr/e Kom- 
plizIn zu sein, kann es nicht zulassen, als 
TerroristIn gebrandmarkt zu werden. Unser 
Kampf ist, und war immer, ein ehrlicher 
Kampf auf der Seite jener Leute, die vom Ka- 
pitalismus mit Füßen getreten wurden und 
ihre Rechte einfordern. Wir weisen die An- 
klage, wir seien TerroristInnen, zurück, weil 
die wahren TerroristInnen jene sind, die die 
Völker, Frauen, Männer und Kinder mit „de- 
leted uranium“ bombardieren. 

Die wirklichen TerroristInnen sind die 
KomplizInnen der vielen Tötungen am Ar- 
beitsplatz durch mangelnde Sicherheitsvor- 
kehrungen, die, die das Volk aushungern, 
und es sind jene, die den Faschismus reha- 
bilitieren, um den mörderischen und dem 
System nützlichen Rechtsextremen institu- 


tionelle Bewegungsfreiheit zu gewähren. 
Am 12. Februar haben die wirklichen Ter- 
roristInnen, wie in anderen Fällen auch, Stu- 
dentInnen und proletarische ArbeiterInnen 
verhaftet, deren Schuld die Bekennung zum 
Recht ist, gegen die Prekarität, die Hunger- 
löhne, die gewerkschaftlichen Schummelei- 
en, die imperialistischen Kriege und den Fa- 
schismus zu kämpfen. Dieser Angriff ver- 
wundert uns nicht und schwächt uns auch 
nicht, es gibt viele neue GenossInnen, die 
unsere Plätze einnehmen werden, die auch 
dank der Erfahrung, die wir jetzt erleben, 
wachsen, die uns durch ihre Solidarität stär- 
ken. 
Solidarität für alle gefangenen Genossin- 
nen und Genossen 
Unser Kampf geht weiter! 
Einige Verhaftete des 12. Februar 


Roisin McAliskey er- 
neut von Auslieferung 
bedroht 


Am 21.März 2007 wurde Röisin McAliskey, 
die Tochter der bekannten irischen Bürger- 
rechtlerin und Sozialistin Bernadette McA- 
liskey, aufgrund eines deutschen Ausliefe- 
rungsantrages im Norden Irlands verhaftet. 
Ihr wird vorgeworfen, als Mitglied der Iri- 
schen Republikanischen Armee (IRA) im Ju- 
ni 1996 an einem Anschlag auf eine britische 
Kaserne in Osnabrück beteiligt gewesen zu 
sein. 


Zur Vorgeschichte: 


Röisin wurde am 20. November 1996 von der 
nordirischen militärischen Bullerei Royal Ul- 
ster Constabulary (RUC) festgenommen. 
Trotz ihrer Schwangerschaft brachte man sie 
ins berüchtigte Verhörzentrum Castlereagh in 
Belfast, wo sie z.T. 15 Stunden am Tag ver- 
hört und gefoltert wurde. Es gab auch nach 
sechs Tagen keine Anschuldigung. 

Aufgrund eines Auslieferungsantrages der 
Bundesanwaltschaft in Karlsruhe kam sie 
nach London zwecks Auslieferungshaft, oh- 
ne dass ihre Familie oder Anwälte benach- 
richtigt wurden. Röisin soll im Juni 1996 an 
einem Anschlag auf einen britischen Militär- 
stützpunkt in Osnabrück beteiligt gewesen 
sein. Die einzigen „Beweise“: ein Stück Pla- 
stikfolie an einem nicht näher definierten Ort, 
das neben vielen anderen Fingerabdrücken 
zwei aufweist, die denen von Röisin ähnlich 
sind. Und ein Zeuge, der sie nach Auskunft 
der Polizei erkannt hat; in der ARD-Sendung 
„Kontraste“ vom 27.März 1997 dies aber be- 
stritt. 

ZeuglInnen haben ausgesagt, dass sie Röisin 
in der fraglichen Zeit in Irland gesehen ha- 
ben. Sie selbst sagte, sie sei nie in Deutsch- 
land gewesen. 

Trotz einer angebotenen Kaution in Höhe 
von fast einer Million D-Mark wurde der An- 


trag auf Haftverschonung immer wieder ab- 
gelehnt. Die Bundesanwaltschaft hat sich 
nicht darum geschert, dass Röisin unter 
Rheuma, Asthma und Depressionen litt. 

Erst nach starkem internationalen Druck 
von verschiedenen Organisationen, der iri- 
schen Regierung und Einzelpersonen wurde 
Röisin in ein Gefängniskrankenhaus verlegt, 
wo im Mai 1997 ihre Tochter geboren wur- 
de. Am 3.Juni 1997 entschied das Gericht, 
dass die beiden gegen Kaution nicht mehr in 
den Knast müssen. Röisin litt schwer an post- 
natalen Depressionen. Erst im März 1998 
wurde die Auslieferung vom britischen In- 
nenminister Jack Straw aus gesundheitlichen 
Gründen abgelehnt. 

Es ist völlig unverständlich - auch für die 
FreundInnen und Verwandten in Irland -, 
warum jetzt nach 10 Jahren dieses Ausliefe- 
rungsersuchen von Deutschland aus gestar- 
tet wird. Sie haben Röisin 10 Jahre lang in 
Ruhe gelassen. Seitdem lebt sie mit ihren 
mittlerweile zwei Kindern in Coalisland und 
stellt keine Gefahr dar - wie es so schön im 
Rechtsjargon heißt. 

Selbst wenn man eine Verbindung mit der 
allgemeinen Hetze hier gegen RAF und G 8- 
Gegnerlnnen zieht - was hat Deutschland da- 
von? Es gibt auch keine Forderungen seitens 
der Familien der Opfer hinsichtlich der Er- 
fassung der Täter. 

Damals wurde angenommen, die Briten 
und die RUC wollten späte Rache nehmen an 
ihrer Mutter, der kämpferischen Bürgerrecht- 
lerin. Das könnte auch heute noch der Fall 
sein. Bernadette ist immer noch politisch ak- 
tiv, ihre Veranstaltungen brechend voll. Sie 
hat eine sehr kritische Einstellung zu der Art 
und Weise, in der dieser Friedensprozess ab- 
läuft. 

Was könnte das eventuelle Interesse der 
BRD an einer Auslieferung sein? 

e Der zuständige Mensch der Bundesanwalt- 
schaft war 1996 ein Herr Moree, wie auch 
schon ein paar Jahre vorher beim Prozess 
der beiden Gerrys in Düsseldorf (Vorwurf 
ebenfalls: IRA-Anschlag). 

Schon damals wollte Herr Moree eine Ver- 
urteilung der IRA in Deutschland. Damit ist 
er nicht durchgekommen, da das Gericht 
festgestellt hat, dass die IRA nicht von der 
BRD aus operiert. 

Es gab damals auch den Verdacht, dass sich 
die BRD innerhalb der EU besonders her- 
vortun will auf dem Gebiet der „Terroris- 
mus“-Bekämpfung, dass sie die Macht ist, 
die gegen den „internationalen Terroris- 
mus“ kämpft (Führungsrolle). 

Das Perfide am europäischen Ausliefe- 
rungsrecht ist ja, dass es Grundrechte aushe- 
belt und eine moderne Form der Internierung 
ohne Gerichtsverhandlung ermöglicht. Selbst 
der Haftrichter, der mit Röisin’s Fall beauf- 
tragt wurde, fand diese Situation so seltsam, 
dass er nachfragte, welches denn der nied- 
rigste Kautionssatz sei, den er verlangen müs- 
ste. Er verhängte dann eine Kaution von nur 
500 Pfund. Röisin’s Mutter Bernadette und 
ihr Mann Michael mussten noch für weitere 
1000 Pfund bürgen, aber nicht zahlen. 


Am 6.Juni 2007 findet das Auslieferungs- 
verfahren statt. Wahrscheinlich wird sich erst 
dann zeigen, was bzw. wer dahinter steckt. 
Renate Döhr, Irlandgruppe Omega Berlin 


Und bis immer, 
Eva Forest! 


In einem der vielen Nachrichten, die man 
heutzutage in Rahmen der Kommunikati- 
onsmitteln und deren Überfluss mit Erstau- 
nen entdeckt, ist die Mitteilung, dass Eva Fo- 
rest gestorben ist. Tränen kommen in meine 
Augen, ich kannte Eva Forest persönlich. 
Durch einen Besuch von Internationalisten/- 
innen in Rahmen eines Kongresses der Bas- 
kenlandsolidarität haben wir Eva Forest und 
Alfonso Sastre in ihrem Haus in Hondarribia 
besucht. Im gleichen Haus, wo sie eines von 
ihren Lebensprojekten, den Verlag HIRU 
durchgeführt haben. In diesem Haus, wo sie 
seit ihrer Wahl wohnten, von Madrid ins Bas- 
kenland zu ziehen, damals, 1976, als sie aus 
dem Gefängnis von Yeserias herauskam. 

Eva Forest war und ist bis zu ihrem durch 
einen Tumor verursachten Tod im Alter von 
79 Jahren eine Kämpferin. Sie hat an die Re- 
volution geglaubt, sie hat Solidarität als Le- 
bensbegriff verstanden. 


Veuelle\S 


IN MEMORIAN : G OGO N 


Viele lernten Eva Forest kennen durch ihr 
Engagement gegen Folter. Sie gründete mit 
den Verein TAT (Torturaren aurkako Taldea) 
und weitere Kommissionen, sie hat selbst die 
Folter an eigenem Leib gekannt. Eva Forest 
kannte ausdrücklich die Repression in der 
Franco-Zeit. Gefängnis, Folter, Exil. Am ei- 
genen Leib und dem ihres Lebenspartners. 
Seit 50 Jahre gehen Eva Forest und Alfonso 
Sastre, auch bekannter Intellektueller und 
Theaterschriftsteller, einen gemeinsamen 
Weg. Beide kämpfende Linke, beide [haben] 
unter Repression gelitten. Ende der 70 Jah- 
ren beschließen die in Madrid lebenden In- 
tellektuellen, ins Baskenland zu ziehen, wo 
sie „eine Möglichkeit für die Revolution des 
Lebens“ sehen. 

Eva Forest hat sich über die ganzen Jahre 
in der Pro-Amnistia-Bewegung engagiert, 
hat den Feminismus gelebt, gegen Folter 
gekämpft, Cuba geliebt und unterstützt, da- 
mit auch die neue Prozesse in Venezuela und 
Bolivia, leidenschaftlich hat sie das Volk in 
Irak vor dem Krieg verteidigt. In Deutschland 
präsent auch durch ihre klare Haltung für die 


Rechte der politischen Gefangene und be- 
kannt als Verfasserin des Buches „Operation 
Menschenfresser“, das den Anschlag gegen 
Francos rechte Hand Carrero Blanco be- 
schreibt. 

Eva Forest ist gegangen. Ihre Asche wurde 
ins Meer verbreitet, in Begleitung von Ver- 
tretern der linken Politik, der Menschen- 
rechtsorganisationen, von Diplomaten aus 
Cuba, Vertretern der Intellektuellen Vereini- 
gung für den Frieden und vor allem in Be- 
gleitung von vielen Freunden und Freundin- 
nen jeden Alters, die dem Leben und dem 
Kampf von Eva Forest ihre Anerkennung zei- 
gen wollten. 

Ich widme auch diese Worte und eine Lie- 
beserinnerung an Eva Forest. 

Isa Marin 


Nathalie Menigon 


hätte am 22. Mai das Gefängnis 
von Bapaume verlassen sollen!!! Zur 
aktuellen Situation 


Die Staatsanwaltschaft hat gegen die Ent- 

scheidung des Freigängerstatus von Natha- 

lie Menigon Berufung eingelegt. Nathalie 
wird also das Gefängnis von Bapaume am 

22. Mai nicht verlassen, wie von einigen Me- 

dien fälschlicherweise gemeldet wurde. Die 

Verbissenheit des Staates in Bezug 

aufdie Gefangenen aus Action Di- 

recte manifestiert sich in dieser 

weiteren Herauszögerung von 

Hafterleichterungen. 

Am Donnerstag, den 10. Mai, 
entschied der für „Terroristendos- 
siers“ zuständige Haftrichter, dass 
Nathalie Menigon am 22. Mai das 
Gefängnis von Bapaume verlas- 
sen sollte. Diese Entscheidung für 
einen Freigängerstatus hätte fol- 
gendes bedeutet: 

- Es geht nicht um eine Freilassung, son- 
dern um eine Veränderung der Haftbedin- 
gungen, die die Möglichkeit einer Freilas- 
sung auf Bewährung in frühestens einem 
Jahr eröffnet. 

- Nathalie hätte in ein anderes Gefängnis 
verlegt werden sollen, von dem aus sie von 
Montag bis Freitag einer Arbeit außerhalb 
hätte nachgehen können. Jeden Abend 
sollte sie ins Gefängnis zurück. Jede Ver- 
zögerung der abendlichen Rückkehr 
könnte als Fluchtversuch gewertet wer- 
den. 

- Die Wochenenden sollte sie im Gefängnis 
verbringen - Ausgänge auf Antrag. 

- Nathalie sollte ein absolutes Verbot öf- 
fentlicher politischer Äußerungen aufer- 
legt werden. Das hätte ihr die Möglichkeit 
genommen, sich weiterhin für ihre gefan- 
genen GenossInnen einzusetzen. 

Diese restriktiven Bedingungen nach 
zwanzig Jahren Haft sind der Staatsanwalt- 
schaft offensichtlich immer noch zu milde. 

Der Kampf um die Freilassung der Genos- 
sInnen aus AD geht weiter! 


Belgien 


Kein Ergeben ... 
keine Lähmung 


Am 24. April 2007 verurteilte das Gericht von 
Dendermonde (Belgien) unseren Genossen 
Geert Waegemans zu einem Jahr Haft wegen 
Körperverletzung eines Polizeibeamten und 
Widerstand gegen die Staatsgewalt. Geert 
war während der Urteilsverkündung nicht 
anwesend, der Richter hatte sofortigen Arrest 
angeordnet. 

Im Schatten des demokratischen Staates 
und seiner Medien ist eine Diskussion über 
Fakten nicht möglich. Ihre Realität ist nicht 
die unsere, und das zeigte sich wieder 
während des Prozesses. Am 28. Juni 2005 war 
in Dendermonde eine Solidaritätsdemonstra- 
tion für zwei Genossen, die wegen der Zer- 
störung von Scheiben eines Fastfoodrestau- 
rants und eines Pelzladens vor Gericht stan- 
den. Auf klares Betreiben des Staatssicher- 
heitsdienstes wurde Geert während der De- 
monstration visiert (das stellte sich auch an- 
hand der Aufzeichnungen des Gerichts raus). 
Die Polizei ergriff die Gelegenheit, mobili- 
sierte massiv (mit einem speziellen Eingreif- 
trupp, Hubschrauber etc.), und nach wenigen 
Zusammenstößen wurden 17 Demonstranten 
verhaftet. Die meisten wurden nach 12 Stun- 
den entlassen, nicht ohne sie zuerst in der 
Dunkelheit der Zellen zu bedrohen und 
schlecht zu behandeln. Drei Genossen - Ge- 
ert, Joppe und Olivier - wurden angeklagt 
und nach 16 Tagen vorläufig entlassen. Nach 
mehr als zwei Jahren des Rechtszirkus fiel 
letzte Woche das Urteil: Geert wurde zu ei- 
nem Jahr Knast ohne Bewährung und Joppe 
und Olivier zu einem Jahr, wobei 6 Monate 
ohne Bewährung sind, verurteilt. Alle legten 
gegen das Urteil Berufung ein. Keiner der drei 
Genossen ist derzeit im Gefängnis. 

Dieser Prozess zeigte erneut, wie der Staat 
Fakten kreiert und selektiert, damitesihm am 
besten passt. Geert wurde gefasst, weil er als 
Anarchist aktiv in der anarchistischen Bewe- 
gung ist, und dies auch nach seiner früheren 
Verurteilung. Geert war im April 2003 nach 
2,5 Jahren Haft auf Bewährung entlassen 
worden. Die Gesamtstrafe lautete eigentlich 
5 Jahre für eine Serie von Brandanschlägen 
auf Fastfoodrestaurants und auf die Infra- 
struktur der fleischverarbeitenden Industrie. 
Der Staat kann die Strafe in Dendermonde 
nun nutzen, um ihn die aus der früheren Ver- 
urteilung verbleibenden 2,5 Jahre absitzen zu 
lassen. 

Medien und Justiz ließen es nicht bleiben, 
durch Jonglieren mit Abkürzungen und 
Akronymen eine mögliche Ausweitung des 
anarchistischen Kampfes aufzuzeigen, in 
dem sie so z.B. Organisationen zu identifi- 
zieren glauben, um dann besser zuschlagen 
zu können. Mit Unterdrückung versuchen sie 
den Kampf gegen Gefängnisse und IHRE Welt 
zu lähmen, attackieren Solidaritätsgruppen 
wie Anarchist Black Cross und andere. 

„Geert gehört nicht in diese Gesellschaft“, 


sagte der Staatsanwalt während des Prozes- 
ses. Tatsächlich, Geert und all die, die gegen 
den Staat, seine Gefängnisse und seine Ge- 
richte kämpfen, gehören nicht in diese Ge- 
sellschaft. Repression soll diesen Kampf bre- 
chen und den Einzelnen, der kämpft, isolie- 
ren. In diesem Sinne, die Repression gegen 
einen von uns richtet gegen uns alle. 
Sollten die Damen und Herren Richter den- 
ken, wir geben einfach so auf, dass wir sie ei- 
nen Genossen aus unserer Mitte nehmen las- 
sen, wird unsere Solidarität das Gegenteil zei- 
gen. Solidarität ist für uns keine therapeuti- 
sche Aktivität, sie ist ein wesentlicher Teil in 
unserem Leben als AnarchistInnen. Die Aus- 
weitung unserer Revolte ist die einzige Ant- 
wort auf die Prozesse und Urteile des Staa- 
tes. Daher liegt es an uns, Möglichkeiten und 
Wege aufzuzeigen. 
Freiheit für alle Gefangenen 
Für die Anarchie 
Anarchist Black Cross Antwerpen Anar- 
chist Black Cross Gent 4.Mai 2007 


Ongietorria Juanra, 
wir freuen uns mit dir! 


Juan Ramön Rodri- 
guez - Juanra - kam 
am 14. Mai aus dem 
Gefängnis La Zuera in 
° Zaragoza frei. Viele 
- Freunde und Freund- 
innen samt Familien- 
angehörigen erwarte- 
ten ihn dort, um mit 
ihm nach Barcelona 
zu fahren, wo abends 
schön gefeiert wurde. 

Juanra ist in seiner 
Stadt Barcelona gut 
bekannt. Dort hat er gelebt, dort hat er Mu- 
sik gemacht, dort hat er gekämpft. Bis zum 
Sommer 2001, als er wohl wissend, dass die 
spanische Polizei hinter ihm her ist, die Stadt 
verlässt. Januar 2002 wurde erin Amsterdam 
festgenommen und nach 5 Monaten nach 
Spanien ausgeliefert. 

Die spanische Justizbehörden hatten gegen 
Juanra den Vorwurf erhoben, die bewaffne- 
te Organisation ETA unterstützt zu 
haben. In Amsterdam hieß noch der 


sagt Juanra, er habe 23 Stunden am Tag ein- 
geschlossen verbracht, eine Stunde durfte er 
zum Hof, 4x 3 m, immer allein. 

Alle seine Briefe, alle Anrufe wurden kon- 
trolliert, wer ihn besuchen wollte, kam auf 
einer Liste und wartete, bis die Entscheidung 
getroffen wurde. Ein Mal in der Woche be- 
kam er Besuch, wenn die Familienangehöri- 
gen aus Barcelona kamen, durften sie auch 
einen Doppelbesuch in Anspruch nehmen. 
Die einfache Sache, eine Zeitung zu bekom- 
men, dauerte im Fall der baskischen Zeitung 
GARA bis zu 6 Monaten juristischem Hin und 
Her. 

Juanra berichtete jetzt in einem Interview 
alle diese Ereignisse, die sein Leben so be- 
stimmt haben. Bestimmend war aber auch, 
Teil des Kollektivs der baskischen politischen 
Gefangenen zu sein. Als einer von ihnen er- 
lebte er mit Intensität die Ansätze für Ver- 
handlungen, die letztem Jahr mit dem Waf- 
fenstillstand von ETA beginnen sollten. Eine 
Zeit, wo alles schnell lief, eine Phase vieler 
Ungewissheit. Nach Juanras Bewertung hat 
dieser Prozess seitens der spanischen Regie- 
rung ausschließlich einen technischen Aus- 
druck gehabt, wo überlegt wird, wie die Ein- 
zelheiten zu regeln wären. Er sieht aber kei- 
nen Wille seitens der Regierung, den Konflikt 
zu lösen, indem man der baskischen Bevöl- 
kerung die Möglichkeit zur Selbstbestim- 
mung gibt. Insofern versteht Juanra den 
Kampf der Völker um ihre Zukunft weiterhin 
als legitimen Kampf. 

Jetztin diesen ersten Tagen „draußen“ kon- 
zentriert sich Juanra darauf, die Straße neu 
zu betreten, die Leute zu treffen, die Dörfer 
und Städte zu besuchen, Zeit für seinen Sohn 
zu haben, für seine Familie, die mit ihm zu- 
sammen seine politische Entscheidung mit- 
getragen hat und die viele und lange Reisen 
in die Gefängnisse erleiden musste. 

Juanra steht weiterhin zu seiner Entschei- 
dung der Kohärenz, auf dem Weg nicht auf- 
zugeben. 

Und Juanra kündigt uns an, auch auf sei- 
nem musikalischen Weg zu bleiben. Als Sän- 
ger der Musikgruppe KOP wird er nächstes 
Jahr auf die Bühne kommen, auch wenn es 
nur für ein Abschiedskonzert ist - oder viel- 
leicht für mehr ... 

Jetzt sagen wir erst ONGIETORRIA, Will- 
kommen Juanra! 

Freundinnen und Freunde von Juanra 
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schaft, konspirative Unterstützung 
des Mordes und Informationsver- 
mittlung. Gemeint sind in diesem Fall 
die Organisation ETA und die Infor- 
mationen wären über Neonaziinfra- 
struktur in Katalanien. 

Mit dem Urteil der Unterstützung 
bekam Juanra 5 Jahre Haft, die er 
jetzt vollendet hat. 

In dieser Zeit besuchte er mehrere 
Gefängnisse. Am längsten saß er in 
Valladolid und jetzt zuletzt in Zara- 
goza. Über seine Haftbedingungen 


TBERTAT PRSOS POLTICS-= 


„Die Richter waren über den Rassismus im 
Verfahren gegen Mumia tief besorgt" 


Nach Anhörung im Fall des US-ame- ® 
rikanischen Journalisten vergangene 
Woche sieht sein Anwalt gute Signa- 
le für einen neuen Prozess. Ein Ge- 
spräch mit Robert R. Bryan, dem 
Hauptverteidiger aus: junge Welt Nr. ‘ 
116 vom 21. Mai 2007 


Am Donnerstag, den 17. Mai, fand vor 
dem 3. Bundesberufungsgericht in 
Philadelphia eine Anhörung darüber + 
statt, ob Mumia Abu-Jamal ein neu- 
er Prozess gewährt wird. Amy Good- 
man und Juan Gonzales, Gründer und 
Moderatoren des New Yorker Radio- 
programms „Democracy Now!“, das 
über das Pacifica Radio Network und 
das National Public Radio landesweit 
in den USA ausgestrahlt wird, spra- 
chen einen Tag nach der Anhörung 
mit Abu-Jamals Hauptverteidiger 
Robert R. Bryan. 


’ 


Mr. Bryan, was genau hat sich am Don- 
nerstag vergangener Woche vor dem 3. Bun- 
desberufungsgericht in Philadelphia zuge- 
tragen? 

In der mehr als zweistündigen Anhörung 
konnten wir vor den drei Berufsrichtern un- 
sere schriftlich vorliegenden Berufungsan- 
träge mündlich begründen und von den 
Richtern dazu befragt werden. Dieses Ge- 
richt ist das zweithöchste gleich nach dem 
Obersten Gerichtshof der USA. Die Richter 
schienen unseren Argumenten mit Interes- 
se zu folgen. Es ging dabei vor allem um 
das Todesurteil als solches, um rassistische 
Motive bei der Auswahl der Geschworenen 
im Prozess 1982 und um das rassistische 
Verhalten und die Vorurteile des Prozes- 
srichters Albert Sabo. 


Worum ging es im Wesentlichen? 

Angesichts der Vehemenz, mit der die 
Staatsanwaltschaft die Hinrichtung meines 
Mandanten durchsetzen will, ist gerade ei- 
ne Frage von großem Interesse: die Rechts- 
brüche der Anklage und ihre Verstöße ge- 
gen die Verfassung. In der Anhörung ging 
es deshalb zu etwa 20 Prozent um das To- 
desurteil und zu 80 Prozent um den Vor- 
wurf des Rassismus gegen die Bezirks- 
staatsanwaltschaft von Philadelphia. Und 
nach über dreißig Jahren, die ich nun mit 
Todesstrafenfällen befasst bin, kann ich 
rückblickend sagen, dass die Anhörung bei- 
spiellos war. Diese drei Richter, von denen 
wir natürlich noch nicht wissen, wie sie 
letztendlich entscheiden werden, waren 
über den Rassismus im Verfahren gegen 
meinen Mandanten erkennbar tief besorgt. 
Das war deutlich zu sehen. 


ve) 
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Demonstration am 17. Mai in Philadelphia 


Sie werfen der Justiz in Philadelphia vor, 
im ursprünglichen Prozess von 1982 gezielt 
schwarze Jurykandidaten von der Verhand- 
lung ausgeschlossen zu haben. Warum ist 
dieser Punkt so wichtig? 

Der Oberste Gerichtshof der USA hat ge- 
rade in dieser Frage in den letzten Jahren 
klar Stellung bezogen. 1986 gab es das er- 
ste Grundsatzurteil, wonach rassistische 
Motive bei der Geschworenenauswahl einen 
Verstoß gegen die US-Verfassung darstellen. 
Und in Abu-Jamals Fall hat Staatsanwalt 
McGill mit Zweidrittel seiner zulässigen Ein- 
sprüche afroamerikanische Juroren abge- 
lehnt und nur in 20 bis 25 Prozent weiße. Es 
gibt statistische Erhebungen, die dokumen- 
tieren, dass die Bezirksstaatsanwaltschaft 
von Philadelphia in den 1980er Jahren und 
davor in allen untersuchten Fällen genauso 
verfahren ist. Deshalb habe ich gestern vor 
den Richtern die zentrale Frage aufgewor- 
fen, ob Rassismus - Rassismus im Amt - in 
diesem Fall eine Rolle gespielt hat. Hoffen 
wir, dass die Richter diese Frage wie wir mit 
einem klaren Ja beantworten. 


Hugh Burns, der stellvertretende Bezirks- 
staatsanwalt, vertrat während der An- 
hörung die Meinung, Bundesrichter Wil- 
liam Yohn habe eine Fehlentscheidung ge- 
troffen, als er im Dezember 2001 das To- 
desurteil gegen Abu-Jamal in lebenslange 
Haft umwandelte. Er hätte sich laut Burns 
der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs 
von Pennsylvania anschließen müssen, der 
bereits vor Jahren festgeschrieben hatte, es 
habe 1982 keine fehlerhafte Rechtsbeleh- 
rung der Geschworenen gegeben. Können 
Sie das näher erläutern? Außerdem denken 
ja viele, Abu-Jamal sei immer noch im To- 
destrakt. 


Das stimmt aber. Er ist immer noch im 
Todestrakt! Er befindet sich dort in einer 
Zelle, die kleiner ist als die meisten Ba- 
dezimmer. Und dort schreibt er seine Ko- 
lumnen, was phänomenal ist und worü- 
ber man ausführlicher sprechen sollte. 
Aber zu Ihrer Frage: Bundesrichter Yohn 
hat 2001 das Urteil umgewandelt, weil 
nach seinen Feststellungen der Prozes- 
srichter Albert Sabo das Todesurteil 


„“ durch missbräuchliches Vorgehen er- 


reicht hat. Sabo hat die Jury, bevor sie 
sich zur Beratung zurückzog, instruiert, 
sie könne in ihrem Urteil ausschließlich 
die Todesstrafe aussprechen, es sei denn, 
alle Geschworenen kämen einstimmig zu 
dem Schluss, dass bestimmte Umstände 
ein milderes Urteil erforderten. Nach die- 
ser Belehrung mussten die Geschwore- 
nen der Meinung sein, ein Todesurteil 
nur durch einstimmig beschlossene Ein- 
wände abwenden zu können. Das ist aber 
kompletter Unsinn und widerspricht 
Grundsatzurteilen des Obersten Gerichts- 
hofs der USA. Deshalb entschied Bundes- 
richter Yohn, damals das Todesurteil auf- 
zuheben, und ordnete an, dass eine neue 
Jury über die Frage von Leben und Tod zu 
entscheiden habe. Die Anklage ging sofort 
dagegen in Berufung, weshalb das To- 
desurteil weiterhin Bestand hat, und mein 
Mandant bis heute in der Todeszelle sitzt. 


Wie war der Verlauf der Anhörung am Don- 
nerstag? 

Staatsanwalt Burns durfte als Erster spre- 
chen, weil er 2001 auch zuerst Berufung 
eingelegt hatte. Die Bundesrichter unter- 
brachen ihn mehrfach, und es war ihnen 
anzumerken, dass es für sie unbegreiflich 
war, wie jemand der Meinung sein kann, 
dass das, was Richter Sabo damals im Pro- 
zess gemacht hatte, in Einklang mit der US- 
Verfassung steht. Nach Burns haben wir, die 
Verteidigung, unsere Berufungsgründe er- 
läutert. Uns geht es natürlich darum, dass 
unser Mandant nicht hingerichtet wird. Wir 
wollen einen neuen Prozess für ihn und in 
diesem neuen Verfahren kann er nur frei- 
gesprochen werden. Ich möchte, dass er 
nach 25 Jahren endlich wieder zu seiner Fa- 
milie nach Hause zurückkehren kann. 


Wann rechnen Sie mit einer Entscheidung 
des Gerichts? 

In den nächsten Monaten, aber es gibt lei- 
der keine Anhaltspunkte dafür, das genau- 
er vorauszusagen. Ich schätze, dass es 45 
bis 90 Tage dauern wird. Lassen Sie mich 
in diesem Zusammenhang noch erwähnen, 
dass gestern Abend etwas passiert ist, das 
ich in all den Jahren in Hunderten von To- 
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desstrafenverfahren noch nie erlebt habe: 
Das Gericht hat mir gestern Abend eine E- 
mail geschickt und mich gebeten, ein Trans- 
kript des Verhandlungsverlaufs der An- 
hörung zu beantragen. Es macht einen 
großen Unterschied, dass das gestern kein 
Prozess vor einer Jury war, sondern eine 
mündliche Anhörung vor drei Bundesrich- 
tern. Es ist völlig ungewöhnlich, dass nach 
einer Anhörung eine Niederschrift ange- 
fertigt wird. Die Richter wollen sich nun an- 
scheinend durch meinen Antrag, zu dem sie 
mich aufgefordert haben, die Handhabe zur 
Anfertigung einer Niederschrift verschaf- 
fen und sich so selbst in die Lage versetzen, 
genau nachlesen zu können, was wir Ver- 
teidiger vorgetragen haben. 


Ist es nicht genauso ungewöhnlich, dass die 
Richter der schwarzen Bürgerrechtsorgani- 
sation NAACP gestattet haben, in der An- 
hörung ihre bereits vor Monaten schriftlich 
bei Gericht eingereichte Petition, in der sie 
ein neues Verfahren für Mumia fordern, 
mündlich zu begründen? 

Ja, sicher. Sie müssen wissen, dass ich 
nach Übernahme des Falles vor etwa vier- 
einhalb Jahren sofort Kontakt zum NAACP 
Legal Defense Fund in New York aufge- 
nommen habe, weil diese Organisation für 
ihre außerordentlich gute Arbeit bekannt 
ist, insbesondere in Fällen mit rassistischen 
Motiven bei der Geschworenenauswahl. 
Christine Swarns hatte also gestern Gele- 
genheit, vor Gericht für die NAACP zu spre- 
chen. Das Gericht war meinem Antrag ge- 
folgt und hatte ihr einige Minuten meiner 
Redezeit gewährt. Nach mir sprach meine 
Mitverteidigerin Judith Ritter, eine Jura- 
Professorin, die sich völlig auf die Frage der 
Todesstrafe konzentrierte. Dann sprach die 
NAACP-Vertreterin, und ich rundete die Sa- 
che schließlich ab und sprach ein zweites 
Mal. Für uns war es grandios, dass Christi- 
ne Swarns sprechen durfte, und für uns 
zeigt sich daran die ernsthafte Besorgnis, 
mit der das Gericht an den Fall herangeht. 
Sie scheinen den Fall von allen Seiten be- 
leuchten zu wollen, um am Ende die rich- 
tige Entscheidung zu treffen. 


Konnte Mumia Abu-Jamal der Anhörung 
beiwohnen? 

Nein, leider nicht, weil das nur eine An- 
hörung war und kein Prozeß. 


Weiß er, was in der Anhörung passiert ist? 

Ja, ich habe gestern Sbend lange mit ihm 
telefoniert. Sein Kommentar dazu war: 
„Robert, du kennst meine Haltung dazu. Die 
Leute sollen begreifen, dass es bei der Sa- 
che nicht um mich geht. Hier geht es um 
alle Gefangenen in den Todestrakten dieser 
Welt. Es geht um alle politischen Gefange- 
nen dieser Welt. Und ich hoffe, dass eine 
positive Entscheidung in meinem Fall auch 
anderen helfen wird.“ Dieser bescheidene 
Kommentar ist typisch für Mumias Hal- 
tung. 
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Was kann der Fall Ihres Mandanten Ihrer 
Meinung nach bewirken, wenn wir dabei die 
de facto Nachrichtensperre in den kommer- 
ziellen Medien in Betracht ziehen? 

Die Berichterstattung in den kommerzi- 
ellen Medien war in der Vergangenheit sehr 
unterschiedlich. Ich habe mein Mögliches 
dafür getan, den Fall öffentlich zu machen 
und unsere Sicht des Falls zu verbreiten. 
Die Welt schaut auf diesen Fall. In Europa 
habe ich bei verschiedenen Gelegenheiten 
in Paris und in anderen französischen Städ- 
ten gesprochen. Ich habe in England und 
auch in Deutschland gesprochen, zuletztim 
Januar vor zweitausend Leuten auf der Ber- 
liner Rosa-Luxemburg-Konferenz. Nach 
meinen Vorträgen gab es immer stehenden 
Beifall, aber nicht wegen mir oder wegen 
Mumia Abu-Jamal. Es zeigt sich an diesen 
Reaktionen, dass die Weltöffentlichkeit be- 
griffen hat, dass Mumia ein Symbol ist für 
den Kampf zur Abschaffung der Todesstra- 
fe. 

(Übersetzung: Jürgen Heiser) 
Quelle: http://www.freedom-now.de/ne- 
ws/artikel336.html 


33 Jahre unschuldig im Gefängnis 


Freiheit für 
Gary Tyler! 


Im Juli wird Gary Tyler 50 Jahre alt. Er ist 
wegen Mordes verurteilt zu einer lebenslän- 
ger Haftstrafe ohne die Möglichkeit, je frei- 
gelassen zu werden. Er war einst der jüngste 
Insasse im Todestrakt der USA. Mit 17 wur- 
de er in Louisiana zum Tode auf dem elektri- 
schen Stuhl verurteilt. Bei seinem ersten Be- 
rufungsverfahren stellte ein Bundesgericht 
fest, dass Tyler kein faires Verfahren hatte, 
weigerte sich aber, ein neues anzuordnen. Als 
das Oberste Gericht der USA Louisianas To- 
desstrafengesetze für verfassungswidrig er- 
klärte, wurde Tylers Todesstrafe aufgehoben 
und in Lebenslänglich verwandelt. Gegen- 
wärtig verbüßt er seine Haftstrafe im berüch- 
tigten Angola-Gefängnis in Louisiana, einer 
ehemaligen Sklavenplantage, die nach dem 
Herkunftsland der Sklaven genannt ist. 

1954 ordnete das Oberste Gericht der USA 
das Ende der Schulapartheid an, fortan durf- 
te es keine Schule mehr nur für Weiße geben. 
Nicht nur die Süd(Sklaven)staaten kämpften 
jahrelang und mit allen ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln gegen diese Entscheidung, 
sondern auch vermeintlich ‚liberale‘ Städte 
wie Boston oder Detroit oder Richmond, Ka- 
lifonien. 

Mitte der 70er Jahre verlangten die Bun- 
desgerichte, dass die Schulbehörden endlich 
Pläne zur Desegregation vorlegen. Aus- 
nahmslos hieß dass, Schüler aus den 
schwarzen Stadtteilen mit Bussen durch 
weiße Stadtteile in die Schulen zu fahren, wo 
die Busse meistens von einem weißen rassi- 
stischen Mob, angeführt von den Eltern der 


weißen Schüler und mit Unterstützung loka- 
ler Politiker, mit Steinen und Flaschen ange- 
griffen wurden. Einer der am meisten 
schockierenden Angriffe fand in Boston statt. 
Die Polizei stand in Regel herum und guckte 
zu. 

Am Nachmittag des 7. Oktober 1974 wur- 
de in Destrehan, Louisiana ein Bus mit 
schwarzen Schülern, u.a. Gary Tyler, von ei- 
nem rassistischen weißen Mob angegriffen, 
als er von der Schule wegfahren wollte. 

Auf einmal fiel ein Schuss und traf einen 
13-jährigen Schüler in den Kopf. Nicht einen 
der schwarzen Schüler, sondern einen 
weißen, der mit seiner Mutter zusammen an 
den Protesten gegen die schwarzen Schüler 
teilnahm. Wenige Stunden später erlag er sei- 
ner Verletzung. 

Während der weiße Schüler ins Kranken- 
haus gefahren wurde, stürmte die Polizei den 
Bus und untersuchte alle schwarzen Studen- 
ten, ohne eine Waffe zu finden. Der Busfah- 
rer erklärte der Polizei, der Schuss sei nicht 
vom Bus aus abgefeuert worden. 

Den Schülern wurde dann befohlen, den 
Bus zu verlassen, während dieser durchsucht 
wurde. Mehrmals wurde der Bus durchsucht, 
ohne dass irgendetwas gefunden wurde. 


Gary Tyler, gemalt von Tom Mannings 


Anschließend wurde allen Schülern befoh- 
len, wieder in den Bus einzusteigen, und sie 
wurden zu einer Polizeiwache gefahren und 
verhört. 

Gary Tyler wurde festgenommen, weil er 
versuchte, seinen Vetter vor Schikanen der 
Polizei zu schützen, er wurde in einem Poli- 
zeiauto zu Wache gebracht. 

Tyler, der der Polizei bekannt war als einer, 
der sich sprachlich gut verteidigen konnte, 
wurde sofort zum Hauptverdächtigten er- 
klärt. Die Polizei schlug ihn gnadenlos zu- 
sammen, Tyler erklärte später, ein Polizist ha- 
be ihn immer wieder von vorne in den Ho- 
den getreten, während ein anderer dies von 
hinten versuchte. 

Tyler weigerte sich, ein Geständnis für ei- 
ne Tat zu unterschreiben, die er nicht began- 
gen hatte. Andere gaben nach unter dem 
Druck der Polizei. 

Die Hauptzeugin gegen Tyler war seine 


ehemalige Freundin, die im psychiatrischee 
Behandlung war und mehrmals Falschanzei- 
gen bei der Polizei abgegeben hatte. Sie nahm 
ebenso wie alle anderen Belastungszeugen 
später ihre Aussage zurück und erklärte, dass 
die Polizei sie massiv unter Druck gesetzt ha- 
be, falsch auszusagen. 

Als Tatwaffe und angeblichen Beweis für 
Tylers Schuld tischte die Polizei eine 45 Ka- 
liber-Pistole auf, ohne Fingerabdrücke drauf, 
die sie am Bus gefunden zu haben behaup- 
tet, obwohl sie bei der Durchsuchung des Bus- 
ses nichts gefunden worden war. Die Pistole 
war aus einem Schießübungsstand, der von 
der Polizei benutzt wurde, irgendwann vor- 
her geklaut worden. Ebenso, wie sie aus dem 
Nichts auftauchte, verschwand sie genauso 
mysteriös aus den Polizeiasservaten. 

Tyler wurde von einer ausschließlich 
weißen Geschworenenjury schuldig gespro- 
chen und zum Tode verurteilt. 

Der Fall Tyler mobilisierte Mitte der 70er 
Tausende Menschen, die für seine Freiheit 
und gegen die Todesstrafe protestierten. Am- 
nesty International erklärte Tyler zum poli- 
tischen Gefangenen. 

Nachdem sein Urteil in Lebenslänglich ver- 
wandelt wurde, verloren viele Unterstützer 
den Mut, und die Proteste hörten irgendwann 
auf. Tyler geriet in Vergessenheit. 

In der letzten Zeit wird zunehmend über 
Tyler in den Medien berichtet, vor allem von 
Bob Herbert von der New York Times. An- 
fang März berichtete die Radiojournalistin 
Amy Goodman von Democracy Now! fast ei- 
ne Stunde lang über den Fall. Anfang des 
Jahres forderte Amnesty den Gouverneur von 
Louisiana auf, Tyler zu begnadigen. 

Diese Forderung erheben auch 19 Sport- 
persönlichkeiten, u.a. Rubin „Hurricane“ 
Carter, der selber Jahre lang unschuldig in- 
haftiert war, Tommie Smith und John Carlos 
(Gold- bzw. Bronzemedaillengewinner bei 
den Olympischen Spielen 1968) und William 
Gerena-Rochet, Hauptredakteur bei LatinoS- 
ports.com. 

Weitere Infos: www.freegarytyler.com 


Realität des 
Rassismus 


Infolge der Kämpfe der liberalen Bürger- 
rechtsbewegung und der radikalen afro- 
amerikanischen, hispanischen und indige- 
nen Organisationen wie die Black Panther 
Party und Black Liberation Army, die Yo- 
ung Lords und die Brown Berets und die 
American Indian Movement ist US-ameri- 
kanische Apartheid heutzutage quasi nicht 
existent. Es gibt keine Busse, Bars, Toilet- 
ten usw. nur für Weiße. Keine Trennung in 
den Fabriken usf. Jede(r) kann dort hinzie- 
hen, wo es sie (er) passt, vorausgesetzt, dass 
Geld vorhanden ist. Mitglieder ethnischer 
Minderheiten sitzen in den Parlamenten der 
einzelnen Bundesstaaten wie auch im US- 
Kongress und -Senat. Sie dürfen mittler- 
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Lynchmord in Marion 1930. Zwischen 1880 und 1960 wurden in den USA etwa 5000 
Menschen Opfer von Lynchings - ganz überwiegend Afro-Amerikaner. In einigen Regio- 
nen wurden die meisten Lynchmorde in der Zeit zwischen 1890 und 1930 verübt, bis in 
die 1950er und 60er Jahren waren sie keine Seltenheit. 


weile sogar Krieg führen, wie Powell und 
Rice, oder für das Präsidentenamt kandi- 
dieren, wie Martin Luther King Jr. oder wie 
gegenwärtig Barack Obama. Rassismus ist 
gesetzlich verboten, ist aber immer noch 
vorhanden, genauso wie vor 50 Jahren, als 
Gary Tyler zum Tode verurteilt wurde. 

Afroamerikanische Schüler der Klein- 
stadt Jena in Louisiana fragten im letzten 
September die Schulleitung, ob sie unter 
den Baum im Schulhof sitzen dürften. Der 
Baum steht auf der Seite des Schulhofs, wo 
sich seit jeher weiße Schüler in der Pausen 
treffen. Ihnen wurde gesagt, sie dürften sich 
überall hinsetzten, was sie auch taten. 

Am nächsten Morgen hingen drei Schlin- 
gen am Baum. Die Schüler und ihre Eltern 
waren entsetzt, Erinnerungen an den 
Lynchmobs, die die Schwarzen in den Süd- 
staaten einst terrorisierten, wurden wach. 

Die Schulleitung entschied, die drei 
weißen Täter von der Schule zu verweisen. 
Die Leiter der Schulbehörde aber lehnte die- 
se Entscheidung ab und erklärte den Vor- 
fall für einen Jugendstreich und keine Be- 
drohung. Die Jugendlichen wurden ledig- 
lich für drei Tage von der Schule suspen- 
diert. 

In den darauf folgenden Wochen kam es 
in der Schule mehrfach zu Auseinander- 
setzung zwischen schwarzen und weißen 
Schülern. 

Außerhalb der Schule schlug ein weißer 
Schuler einen Schwarzen, weil dieser bei ei- 
ner weißen Fete auftauchte. Er bekam eine 
Anklage wegen einfacher Körperverlet- 
zung. Einige Tage später bedrohte ein 
weißer Jugendliche drei schwarze Schüler 
in einem Supermarkt. Sie rangen ihn nie- 
der und nahmen ihm die Waffe ab. Alle drei 


wurden verhaften und wegen vorsätzlicher 
Körperverletzung angeklagt. Der weiße Ju- 
gendliche wurde nicht angeklagt. 

Am 4. Dezember wurde ein weißer 
Schüler in der Schulsporthalle angeblich 
von einer Gruppe von Schwarzen ange- 
griffen. Er soll ein Freund der Schüler sein, 
die die Schlingen aufgehängt hatten, und 
seine schwarzen Mitschüler rassistisch be- 
leidigt haben. Er wurde bewusstlos ge- 
schlagen und musste im Krankenhaus be- 
handelt werden, wurde aber nach kurzer 
Zeit wieder entlassen und nach Haus ge- 
schickt. 

Der örtliche Staatsanwalt erhob Anklage 
gegen sechs schwarze Schüler wegen ver- 
suchten Mordes und anderer Straftaten. Bei 
einer Verurteilung drohen ihnen bis zu 100 
Jahre Gefängnis. Alle sechs müssen von der 
Schule. 

Die meisten örtlichen Politiker behaup- 
ten, dass Rassismus keine Rolle in der Stadt 
spiele. Dagegen erklärte der weiße Prediger, 
Eddie Thompson, auf seiner Internetseite: 
„Ich habe den größten Teil meines Lebens 
hier gewohnt, und eins kann ich sagen oh- 
ne jegliche Angst vor einer gegenteiliger 
Behauptung, dass die LaSalle Gemeinde im 
Rassismus ertrinkt - wirklichem Rassismus“. 

Am 10. Mai wurde der 17-jährige Justin 
Barker, der im Dezember zusammenge- 
schlagen wurde, verhaftet, weil die Polizei 
ein geladenes Gewehr im seinen Auto fand. 
Das Auto war vor dem Schuleingang ge- 
parkt. Barker erklärte der Polizei, er hätte 
vergessen, dass es im Auto lag, und auch 
nicht beabsichtigt, es zu benutzen. 
www.baltimoresun.com 
BBC Dokumentar: Race Hate in Louisiana 
vom 24.05.2007 
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USA 


Drakonische Strafen 
gegen Umwelt- und 
Tierschutzaktivisten 


Im Dezember 2005 verhafteten US-Bunde- 
spolizisten in mehreren Bundesstaaten 
sechs politische Aktivisten und fahndeten 
nach fünf weiteren Personen. 

Chelsea Gerlach, William Rodgers, Ken- 
dall Tankersley (bekannt als Sarah Kendall 
Harvey), Kevin Tubbs, Daniel McGowan 
und Stanislas Meyerhoff wurde vorgewor- 
fen, als Mitglieder der Tierschutzorganisa- 
tion Animal Liberation Front (ALF) 
und/oder der Umweltschutzorganisation 
Earth Liberation Front (ELF) an mehreren 
Anschlägen, u.a. Brandanschlägen gegen 
Abholzunternhemen und eine Tierver- 
suchsanstalt bzw. Absägen eines Strom- 
masts in Oregon und anderen Westküsten- 
staaten, beteiligt gewesen zu sein (siehe In- 
fo 307 und 309). Kurze Zeit später wurde 
Darren Thurston ebenfalls verhaftet. 

Rodgers, der in Arizona verhaftet wurde 
und auf seine Überführung nach Oregon 
wartete, wurde in der Gefängniszelle tot 
aufgefunden. Laut Aussagen der Behörden 
hat er eine Plastiktüte benutzt, um sich sel- 
ber zu ersticken. 

In Januar wurde dann Jonathan Paul ver- 
haftet und Suzanne Sovoie, die ebenfalls 
auf der Fahndungsliste stand, stellte sich 
der Polizei. Nach den drei anderen wird im- 
mer noch gefahndet. 

Die Verhaftungen erfolgten, nachdem ein 
ehemaliger Aktivist, Jacob Ferguson, der 
seit längerem als Polizei-Informant arbei- 
tete und Gespräche mit mehreren Ange- 
klagten heimlich aufgenommen hatte, sie 
schwer belastete. 

Kurz nach seiner Verhaftung willigte 
Meyershoff ein, mit den Behörden bei der 
Aufklärung von nicht aufgeklärten An- 
schlägen, die zum Teil 10 Jahre zurücklie- 
gen, zusammenzuarbeiten. Einer nach dem 
anderen taten das dann auch Gerlach, Tan- 
kersley, Tubbs, Thurston und Sovoie. Die 
Staatsanwaltschaft hat allen Angeklagten 
mit drakonischen Haftstrafen gedroht, falls 
sie nicht kooperieren. Bei McGowen Kau- 
tionsanhörung erklärte der Staatsanwalt, 
dass ihm bei einer Verurteilung lebens- 
länglich plus 35 bis 335 Jahren drohe. 

Aufgrund dieser Zusammenarbeit wur- 
den dann im Februar Nathan Block und 
Joyanna Zacher und im März Briana Wa- 
ters im Bundesstaat Washington verhaftet 
und die Fahndung nach einer weiteren Per- 
son eingeleitet. Waters Verfahren ist für 
September 2007 terminiert. Es wird erwar- 
tet, dass auch Jennifer Kolar und Lacey 
Phillabaum, die schon wegen verschiede- 
ner Brandanschläge verurteilt worden sind, 
als Belastungszeugen gegen sie auftreten 
werden. 
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Im Juli 2006 begann das Verfahren ge- 
gen Thurston, Tubbs, Tankersley, Meyer- 
hoff, Gerlach und Savioe. Sie gaben ihre 
Beteiligung an verschiedenen Anschlägen 
zu und verrieten ihre ehemaligen Genos- 
sen, die daran mitbeteiligt waren. Als Ge- 
genleistung für ihre ‚Mitarbeit‘ hat die 
Staatsanwaltschaft eine Reihe von Ankla- 
gepunkten fallengelassen und die Straffor- 
derung vermindert. Die Urteilsverkündung 
wurde für Mai 2007 terminiert. 

Angesichts dieser Aussagen und der dro- 
henden drakonischen Haftstrafen machten 
auch McGowan, Paul, Block und Zacher ei- 
nen Deal mit der Staatsanwaltschaft. Sie er- 
klärten sich bereit, ihre Mitbeteiligung an 
den Anschlägen zuzugeben, ohne andere 
Personen jetzt noch in der Zukunft irgend- 
wie zu belasten. Das Verfahren fand im No- 
vember statt, die Urteilsverkündung wurde 
für Juni terminiert. 

Die Staatsanwaltschaft bedankte sich 
weiter bei ihren ‚Mitarbeitern‘, indem sie 
zusätzlich ein sog. „Terrorism Enhance- 
ment“ (TE) nach den Bundesrichtlinien für 
die Strafmaßfestsetzung (BRSF) beantrag- 
te. Ebenfalls beantragte sie ein TE im Ver- 
fahren gegen McGowan, Paul, Block und 
Zacher. 

Ein TE hat verschiedene Auswirkungen, 
u.a. ein höheres Strafmaß. Es beeinflusst, in 
welchen Gefängnis der Verurteilte kommt, 
dies entscheidet ausschließlich die Gefäng- 
nisbehörde (1); es wird berücksichtigt bei 
Anhörung zur vorzeitigen Entlassung; es 
bedeutet Stigmatisierung als ‚Terrorist‘ und 
hat Auswirkung auf das berufliche Leben 
nach der Entlassung. 

Nach den BRSF kann ein TE nur bei 
Straftaten, die unter der Terrorismusdefini- 
tion des Bundes angewendet werden. Aus- 
nahmen sind, wenn die Tat nicht unter die- 
ser Definition fällt, aber bezweckt, auf den 
Staat durch Einschüchterung oder Nöti- 
gung einzuwirken, oder auf den Staat zielt 
(.). 

Der Staatsanwalt argumentierte, dass un- 
ter „Staat“ nicht nur die Bundesregierung 
zu verstehen ist, sondern auch jede Lokal- 
behörde, und mindestens zwei der An- 
schläge galten Staatseigentum; dass das 
Bundesgesetz Brandstiftung als Terroris- 
mus definiert und mindestens einer der 
Brandanschläge, an denen einzelne Ange- 
klagten beteiligten waren, dem Staat galt. 
Die Verteidiger widersprachen dieser Dar- 
stellung und forderten die Richterin auf zu 
überprüfen, ob ein TE überhaupt berechtigt 
ist. 

Ein Tag vor der ersten Anhörung zur 
Strafmaßfestsetzung gab die Richterin in 
einer 46-seitigen Entscheidung der Staats- 
anwaltschaft Recht, erklärte aber, dass die 
Staatsanwaltschaft im jeden Einzelfall be- 
gründet muss, warum ein TE angewendet 
werden soll. 

Mittlerweile sind außer bei McGowan und 
Paul alle Strafmaße festgesetzt worden. 
Außer bei Thurston wird bei allen ein TE 
angewendet. 


Die Richterin bleib bei allen, außer Thur- 
ston, die mit den Behörden zusammenar- 
beiteten, unterhalb des von der Staatsan- 
waltschaft geforderten Strafmaßes, im Mo- 
naten: Meyershoff 156 (188); Tubbs 151 
(168); Gerlach 108 (120); Thurston 37 (37); 
Savoie 51 (63); Tankersley 46 (51). 

Am 1. Juni wurden 
wie von der Staatsan- 
waltschaft gefordert 
Nathan Block und 
Joyanna Zacher (Bild) 
zu 92 Monaten Haft 
verurteilt. Die Richte- 
rin erklärte, sie hätten 
keine niedrigeren 
Haftstrafe bekom- 
men, weil sie nicht 
ausreichend Reue ge- 
zeigt und nicht vollständig mit den Behör- 
den kollaboriert hätten. Im Gegensatz zu je- 
nen, die mit der Behörden zusammenar- 
beiteten, sind Block und Zacher nur ge- 
ständig, weil sie „es müssten“. „Echte Hel- 
den“, erklärte sie, „wenden keine Gewalt 
an, auch wenn sie durch Gewalt sterben.“ 

Alle außer Thurston bekamen zusätzlich 
drei Jahre aufBewährung und müssen Wie- 
dergutmachung für die entstandene Schä- 
den leisten. Im Falle von Block und Zacher 
$1.953.412. 

Seit 2005 läuft eine Kampagne der Straf- 
verfolgungsbehörden, Umweltaktivisten, 
Tierschützer und Anarchisten als Terrori- 
sten zu diffamieren und verfolgen. Im Mai 
2005 erklärte John Lewis, der stellvertre- 
tende Chef der Antiterrorismusabteilung 
des FBI, die ELF sei die „größte inländische 
Terrorismusbedrohung‘“ (2). In einer Fern- 
sehsendung in Januar 2006 erklärte ein 
Sprecher des FBls. „Eine unserer Haupt- 
kampagnen gegen inländischen Terroris- 
mus richtet sich gegen die ALF, ELF und die 
Anarchistenbewegung. Und es ist eine lan- 
desweite Kampagne“. 

Weitere Infos: www.cldc.org/index.html 
http://portland.indymedia.org 


1 Im Gefängnissystem der Vereinigten Staaten 
wird zwischen Mindest-, Niedrig-, Mittel- und 
Hochsicherheitsgefängnis unterschieden mit 
entsprechenden unterschiedlichen Bedingun- 
gen bezüglich Kontakt mit anderen Insassen, 
Hofgang, Freizeit, Kontaktbesuch u.ä. 

2 In regelmäßigen Abständen werden linke poli- 
tische Aktivisten in den USA zu „Terroristen“ 
oder zur „Gefahr für die nationale Sicherheit“ 
oder ähnliches erklärt und mit der entspre- 
chenden Härte des Staates konfrontiert. Knapp 
zwei Jahre nach der russischen Revolution er- 
klärte der damalige Justizminister A. Mitchell 
Palmer, dass Kommunisten ein Revolution in 
den USA planen. Unter der Leitung von J. Ed- 
gar Hoover wurden 10.000 linke Aktivisten ver- 
haftet. 249 russische Immigranten, vorwiegend 
Anarchisten, u.a. Emma Goldmann und Alex- 
ander Berkmann, wurden nach Russland de- 
portiert. 1969 erklärte Hoover die revolutionä- 
re afroamerikanische Black Panther Party zur „ 
größten Gefahr für die innere Sicherheit“ der 
USA. Nach dem ‚Roten Gespenst‘ und dem 
‚Schwarzen Gespenst‘ gibt es nun ein ‚Grünes 
Gespenst‘ 


Türkei 

Die Situation in den F- 
Typ Gefängnissen nach 
Veröffentlichung des 
Rundschreibens! 


RUNDSCHREIBEN MIT DER NR. 45/1 BE- 
ZÜGLICH DER F-TYP GEFÄNGNISSE MUSS 
UMGESETZT WERDEN" 

5-05-2007 


Der Istanbuler TAYAD veröffentlichte einen 
neuen Bericht, der sich mit den aktuellen 
Problemen und dem jetzigen Entwick- 
lungsstand in den F-Typ Gefängnissen, 
nach dem Rundschreiben des Justizmini- 
steriums am 22. Januar beschäftigt. Unter 
diesem Titel veröffentlichte die Angehöri- 
genorganisation TAYAD ihren neuesten Be- 
richt, in dem es um die Umsetzung des 
Rundschreibens geht, welches als „Fort- 
schritt zur Beseitigung der Isolationshaft“ 
bewertet und vorübergehend zur Einstel- 
lung des Todesfastens führte, geht. 

Es heißt darin, dass die Verordnungen im 
Rundschreiben immer noch nicht umge- 
setzt und die gewonnenen Rechte nicht 
wahrgenommen werden: „Wir sollten nicht 
vergessen, die Geschichte der Gefängnissen 
ist eine, in der die Regierungen Versprechen 
geben und diese nicht einhalten ... Wir ru- 
fen alle Menschen und Organisationen, die 
gegen Isolation sind auf, sich für die Um- 
setzung des Rundschreibens in den F-Typ 
Gefängnissen einzusetzen und den Kampf 
zu unterstützen. 


„Das Rundschreiben, die Praktiken 
in den F-Typ-Gefängnissen und die 
aktuelle Situation 


In einigen Gefängnissen wird versucht, den 
Gefangenen weniger als den versprochenen 
10 Stunden zuzugestehen; dies geschieht 
ohne der Angabe von Gründen oder dem 
Vorweisen infrastruktureller Probleme. An 
dieser Stelle muss betont werden, dass das 
Nicht-Umsetzen des 10-Stunden-Verspre- 
chens sowie die Versuche, die Stunden zu 
reduzieren anstatt zu erhöhen, ein klarer 
Bruch der Versprechen des Rundschreibens 
ist; es ist darüber hinaus ein Bruch der Ver- 
sprechen, die der Minister der Öffentlich- 
keit gegeben hat. 

1. Edirne: Am 25. Januar wurde den Ge- 
fangenen eine Kopie des Rundschreibens 
überreicht. Es wurde ein Formular verteilt, 
auf dem die Gefangenen „9 Personen nen- 
nen sollten, mit denen sie zusammenkom- 
men möchten“. Die Gefängnisleitung führ- 
te mit den Gefangenen und Verurteilten Ge- 
spräche betreffend der Umsetzung des 
Rechts. Soweit bekannt, durften 10 Gefan- 
gene nur 1 Tag im gemeinsamen Raum zu- 
sammenkommen, um sich zu unterhalten. 


2. Tekirda&teth Nr. 1: Den Gefangenen 
und Verurteilten wurde im Bezug auf das 
Rundschreiben keinerlei offizielle Auskunft 
erteilt. Am 5.2.07 wurden 42 Gefangene aus 
den DHKP-C Prozessen auf 6 Gruppen mit 
je 7 Personen aufgeteilt, ihnen wurde 
mündlich mitgeteilt, dass ihnen 8 Stunden 
pro Woche die Möglichkeit eingeräumt 
würde, für Gespräche zusammenzukom- 
men.Diese Form der Gruppenaufteilung 
wurde entgegen den Forderungen der Ge- 
fangenen und Verurteilten von der Ge- 
fängnisleitung vollzogen. Aus der Praxis 
geht hervor, dass die Zusammenkunft der 
Gefangenen auf zwei Tage mit jeweils 4 
Stunden verteilt werden soll. 

Diese Praxis wurde schon nach 1 Woche 
ausgesetzt. Die Begründung lautete, dass 
keine ausreichenden Mittel zur Verfügung 
stünden. Die Tür des gemeinsamen Raumes 
wird hinter 7 Gefangenen und Verurteilten 
geschlossen und vier Stunden lang ge- 
schlossen gehalten. Im gemeinsamen Raum 
befindet sich jedoch keine Toilette. Den Ge- 
fangenen wurde mitgeteilt, dass das Zu- 
sammentreffen für jene als beendet gilt, die 
den Raum verlassen, um zur Toilette zu ge- 
hen. Sie würden danach nicht mehr zum 
Raum zurück gebracht werden. 

3. Tekyrda&teth Nr. 2: Den Gefangenen 
und Verurteilten wurde im Bezug auf das 
Rundschreiben keinerlei offizielle Auskunft 
erteilt. Am 5.2.07, wurden 6 Gefangene aus 
dem DHKP-C Prozess, deren Zellen sich ne- 
beneinander befinden, ohne sie nach ihrer 
Gruppenwahl zu fragen, zum gemeinsamen 
Raum gebracht. Ihnen wurde mündlich 
mitgeteilt, dass es eine solche Regelung für 
je zwei Stunden an 5 Tagen pro Woche ge- 
ben wird. Nachdem die Gefängnisleitung 
den Gefangenen nur 10 Minuten gab, um 
ihre Zellen zu verlassen, konnte ein Gefan- 
gener, der sich gerade in der Dusche befand, 
nicht mit den anderen zusammenkommen. 
In Folge bestand die Gruppe lediglich aus 
5 Personen. Diese einzelne, hier aufgezähl- 
te praktische Umsetzung beschränkte sich 
aufeinen Tag mit 2 Stunden und wurde da- 
nach ohne Angabe von Gründen ausge- 
setzt. Die zweite Praxis im gleichen Ge- 
fängnis war die Zusammenlegung von 4 
Gefangenen bzw. Verurteilten aus dem 
MLKP-Prozess nach deren Wunsch, zu glei- 
chen Bedingungen. Die praktische Umset- 
zung wurde in der Folge ebenfalls einge- 
stellt. Es wurde bekannt gegeben, dass ab- 
gesehen von diesen beiden Gruppen, eini- 
ge der Gefangenen und Verurteilten, die 
Forderungen stellten, nicht in die Umset- 
zung des Rundschreibens miteinbezogen 
wurden. 

4. Kandira Nr. 1: Den Gefangenen wurde 
im Bezug auf das Rundschreiben keine of- 
fizielle Auskunft erteilt. Ein Fachmann für 
Soziale Dienste sprach mit den Verurteilten 
und erklärte ihnen, dass die Nutzung der 
gemeinsamen Räumlichkeiten begrenzt sei, 
dass sie diesen jedoch eine Stunde pro Wo- 
che nützen könnten. Diese dem Rund- 
schreiben widerstrebende Regelung wurde 


von den Gefangenen und Verurteilten nicht 
akzeptiert. Am 19.2.2007 wurde den Ver- 
urteilten ein „9 Personen umfassendes 
wöchentliches Gesprächsprogramm von 5 
Stunden“ unterbreitet. 

5. Kandira Nr. 2: Den Verurteilten wurde 
hinsichtlich des Rundschreibens keinerlei 
Auskunft erteilt. Es wurden keinerlei Rege- 
lungen gemacht und ist bisher zu keinem 
Gespräch unter Gefangenen gekommen. 

6. Bolu: Den Gefangenen und Verurteil- 
ten wurde keinerlei offizielle Auskunft über 
das Rundschreiben erteilt. Die Gefängnis- 
leitung teilte den Gefangenen mit, dass es 
ab 20.2.07 eine Regelung von wöchentlich 
10 Stunden bei jeweils zwei Stunden täg- 
lich geben wird. Mit der Umsetzung wurde 
bereits begonnen. Ob diese Fortsetzung fin- 
det ist unbekannt. Es wurde mitgeteilt, dass 
abgesehen von dieser Gruppe, einige der 
Gefangenen und Verurteilten, die Forde- 
rungen stellten, nicht in die Umsetzung des 
Rundschreibens miteinbezogen wurden. 
Hinsichtlich dieser Gefangenen wurde 
mündlich erklärt, dass die alte Regelung vor 
dem Rundschreiben (alle 15 Tage eine Stun- 
de) weiterhin bestehen bleibt. 

7. Kiriklar Nr. 1: Den Verurteilten wurde 
hinsichtlich des Rundschreibens keine of- 
fizielle Auskunft erteilt. Die Gefängnislei- 
tung lehnte die praktische Umsetzung des 
Rundschreibens bei den Gefangenen, die 
ihre Forderungen mitteilten, mit der Be- 
gründung ‘von Disziplinarstrafen’ gegen 
diese ab. 

8. Kiriklar Nr. 2: Im Bezug auf das Rund- 
schreiben wurde keinerlei offizielle Mittei- 
lung gemacht. Es wurde im Bezug auf das 
Rundschreiben keinerlei Schritte unter- 
nommen und es fand auch bisher kein Zu- 
sammentreffen der Gefangenen statt. 

9.Sincan Nr. 1:Den Gefangenen und Ver- 
urteilten wurde das Rundschreiben vorge- 
legt. Die Gefängnisleitung hat im Zusam- 
menhang mit der Umsetzung des Rechts mit 
den Verurteilten gesprochen. Nach diesem 
Datum hat es keine weiteren Entwicklun- 
gen gegeben. Es wurde mitgeteilt, dass mit 
der Umsetzung auf das Edirne Gefängnis 
gewartet wird, welches als „Pilotgefängnis“ 
aufgezeigt wurde.. 

10. Sincan Nr. 2: Es wurde im Zusam- 
menhang mit dem Rundschreiben keine of- 
fizielle Mitteilung gemacht. Bisher sind 
keinerlei praktische Schritte unternommen 
worden und es ist auch zu keiner Zusam- 
menkunft der Gefangenen gekommen. 


Resultat und Bewertung 


Das Justizministerium sollte die Unsicher- 
heit der Gefangenen und Verurteilten hin- 
sichtlich der Verbreitung und Verbindlich- 
keit des Rundschreibens sofort beseitigen 
und die Anstaltsleitungen mahnen. Die For- 
derungen der Gefangenen und Verurteilten 
sollten erfüllt werden: 

Nur in einem Fall wurde entsprechend 
den Forderungen gehandelt, in den ande- 
ren Fällen wurden unakzeptable Maßstäbe 
wie „Gefangene, deren Zellen sich neben- 
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einander befinden“ oder „die sich im glei- 
chen Block befinden“ angewandt. 

Es sollte hervorgehoben werden, dass die 
Betonung im Rundschreiben und bei dem 
mündlichen Versprechen am gleichen Tag 
bei der freien Entscheidung der Gefange- 
nen und Verurteilten lag, mit welchen Per- 
sonen sie zusammen kommen möchten. 

Die Missachtung der Abmachungen be- 
züglich der Dauer der Zusammenkunft und 
der Personenanzahl muss beendet werden: 
Es ist festzustellen, dass die Anmerkung im 
Rundschreiben „die Anzahl der Personen 
darf 10 nicht übersteigen“ als Reduzierung 
der Personenzahl bewertet wurde. Diese 
Haltung, die dem mündlichen Versprechen 
des Ministeriums völlig widerspricht, muss 
eingestellt werden. Es muss hervorgehoben 
werden, dass die Einschränkung der Perso- 
nenanzahl mit dem Vorwand praktischer 
Umstände, schlechte Absichten in sich 
birgt. 

Es ist zu sehen, dass neben positiv zu wer- 
tenden praktischen Schritten wie je zwei 
Stunden an 5 Tagen, bzw. je vier Stunden 
an 2 Tagen der Woche größtenteils auf der 
alten Praxis beharrt wird - sprich, dass die 
Möglichkeit einer Zusammenkunft nur al- 
le 15 Tage 1 Stunde oder 5 Stunden oder 
weniger pro Woche, gegeben wird. Dieser 
Umstand kann nicht akzeptiert werden. Al- 
le Versuche, die Dauer der Zusammenle- 
gung der Gefangenen auf weniger als 10 
Stunden pro Woche und täglich auf weni- 
ger als 2 Stunden zu beschränken, stellen 
sowohl einen Bruch der Versprechungen als 
auch die Entfremdung des Zwecks dar. (...) 

Tayad 


Brief von Gabriel Pombo da Silva aus 
dem Gefängnis Aachen 


Stellt euch vor ... 


Stellt Euch vor, Compafer@s, Ihr seid da- 
zu verurteilt, an einem Ort wie dem Ge- 
fängnis Aachen zu leben, und für mich ist 
es unbedeutend, wer Euch dazu verurteilt 
hat und ebenso das Warum (ich bin kein 
Priester und auch kein Richter) ... 

Stellt Euch vor, Euer Leben besteht dar- 
in, 23 Stunden in einer Zelle dahinzuvege- 
tieren, und was es vor dem Fenster zu se- 
hen gibt, verdient es nicht, überhaupt hin- 
zusehen, denn das einzige, was Du sehen 
wirst, sind Gitter, Stacheldrähte, Eisenstan- 
gen, Kameras, Schließer und zwei Mal am 
Tag Gefangene, die für die Dauer einer 
Stunde in einem Hof von 50 x 100 Metern 
wie Automaten hin und her gehen ... 

Stellt Euch vor Eure, Korrespondenz ist 
von den besagten Wärtern systematisch ge- 
lesen und zensiert worden ... und dass Du, 
um in die Küche, zum Arzt oder um „Ping 
Pong“ zu spielen, immer in Begleitung die- 
ser Individuen sein musst und um alles auf 
dem „Instanzenweg“ ersuchen musst... 
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Stellt Euch vor, vier Mal pro Monat einen 
45-minütigen Besuch zu haben und dass 
jeder davon unter den ständig wachsamen 
Blicken der Wärter stattfindet, damit es zu 
keinen verbotenen Küssen oder zu keinen 
allzu zärtlichen Liebkosungen kommt oder 
dass Bildchen und Berichte wie der, wel- 
chen Ihr lest, geschmuggelt werden ... 

Stellt Euch vor, dass die Gefangenen, von 
denen Ihr umgeben seid (mehrheitlich Aus- 
länder, die wenigstens wissen um was für 
Dinge es sich bei „Menschenrechten“, 
„Würde“, „Rebellion“ handelt ) mehr als 
„Delinguenten“ und „Kriminelle“, „arme 
Teufel“ gewesen sind, deren hauptsächli- 
ches Vergehen es ist, im wahrsten Sinne des 
Wortes, arm geboren zu sein ... 

Stellt Euch vor, dass sie Euch nach und 
nach Eure Identität rauben ... das Ihr- 
Selbst-Sein: Euer „Recht“ auf INTIMITÄT, 
Euer „Recht“ auf „ZWISCHENMENSCHLI- 
CHE BEZIEHUNGEN ohne Zensur und Zen- 
soren jeglicher Art und Kondition, Euer 
„Recht“ auf BILDUNGS-AUSBILDUNGS- 
MATERIAL (Bücher, Studien, Material für 
Autodidaktik etc.), Euer „Recht“ darauf, 
Euch zu POLITISIEREN und Eure eigene 
persönliche, menschliche und politische 
IDENTITÄT zu besitzen... 

Stellt Euch vor, dass sie Euch Eure per- 
sönlichen Objekte und Dinge wegnehmen. 
Kleidung, Fotos, etc. und dass jedes Mal, 
wenn Du das beanstanden willst, Du Dich 
zunächst an einen dieser Uniformierten 
wenden musst, die nichts anderes interes- 
siert, als ihre sieben Stunden Schicht-“Ar- 
beit“ herumzubringen, die aus alldem be- 
steht, was ich zuvor beschrieben habe... 

Wenn Ihr fähig wart, Euch all das vorzu- 
stellen, ist es mir gelungen, zusammenzu- 
fassen, wie meine letzten drei Jahre im Ge- 
fängnis in Aachen verlaufen sind ... dann 
habe ich es geschafft, die Mauern zu über- 
winden und drei Jahre der „RESOZIALI- 
SIERUNG“ a la Deutschland mit Euch zu 
teilen ... 


Dessen Direktor ist von der CDU (oder 
U.C.D; Partei der deutschen „Konservati- 
ven“), und die ein oder zwei Mal, die erkam, 
um mit mir „zu sprechen“, sträubten sich 
ihm die Haare ... „Sie sind zu radikal, Herr 
Pombo“..., das ist alles, was der alte Mann 
zu sagen hat ... 

Was viele von Euch nicht wissen, Com- 
paner@s, ist, dass ich, seit sie mich ver- 
schleppten und bei einer „Prozess-Farce“ 
zu 13 Jahren Gefängnis verurteilten, einem 
FIES-ähnlichen (in manchen Dingen sogar 
noch schlimmeren) System unterworfen 
bin und nur aufgrund der alleinigen Tatsa- 
che, ANARCHIST zu sein ... 

Als mich einmal der „Subdirektor für Si- 
cherheit“ aufgesucht hat, um mit mir über 
„Sicherheitsmaßnahmen“ zu reden, fragte 
ich ihn, mehr aus intellektueller Neugier als 
aus sonst einem Grund, „wie sie das mit der 
Gefährlichkeit halten“: Bin ich gefährlicher 
als ein „Mörder“ oder ein Vergewaltiger 
und/oder „Terrorist“ ??, worauf mir dieser 


Mann antwortete: „Herr Pombo, ich lasse 
mich nicht auf diese Wortspielereien ein“ ... 
Ich muss nicht erwähnen, dass diese 
„Wortspielereien“ Kreativität, Intelligenz 
und eigene Kriterien erfordern; Werte, die 
Herr Peterson natürlich nicht besitzt ... 

Wenn ich solche Fragen stelle und Kon- 
zepte/und eine Sprache benutze, die nicht 
meine eigenen sind (und dabei ich beziehe 
mich darauf, wenn eine Person auf das, was 
sie einmal getan hat, reduziert wird ... eine 
Person kann sich nicht auf ein Adjektiv be- 
schränken ), dann nur, weil ich versuche, 
mich verständlich zu machen und weil ich 
versuche, herauszufinden, was für Sachen 
diese Individuen denken und weshalb sie 
mich und meinen Companfero Jose diesem 
„Spezial“-System unterwerfen ... 

Damit meine ich, dass, wenn diese Maß- 
nahmen „demokratisch“ zur Anwendung 
gekommen sind (man verzeihe mir den Sar- 
kasmus ...), wir daraus die nicht demokra- 
tische Schlussfolgerung ziehen, dass Jose 
und ich diesem System nicht für das, was 
wir auf der Straße getan haben, unterwor- 
fen sind, sondern wegen unserer politischen 
Ideen ... 

Diese Zeilen, die ich hier schreibe, sind an 
alle AnarchistInnen gerichtet, Jose und 
mich (und auch Thomas Meyer-Falk und 
die übrig gebliebenen RAF-Gefangenen) im 
Rahmen Eurer Möglichkeiten zu unterstüt- 
zen und die deutsche Regierung wissen zu 
lassen, dass ihre Arroganz und Folterungen 
bekannt sind ... 

Ich habe keine Lust „zu hungern“ wegen 
einer Frage, bei der es sich für mich um mei- 
ne „elementaren Rechte“ handelt, die alle 
Menschen auf der Erde haben müssen ..., 
aber wenn die „Sicherheitsmaßnahmen“ 
andauern, wenn sie mir weiterhin die 
Bücher wegnehmen und mich „nicht ernst 
nehmen”, werde ich früher oder später in 
den Hungerstreik treten müssen ... 

Ich wende mich an Euch, weil ich weiß, 
dass wir, unabhängig von unseren „Unter- 
schiedlichkeiten“, hinsichtlich von Takti- 
ken-Strategien, alle AnarchistInnen sind 
und für eine libertäre Gesellschaft kämp- 
fen, in der wir alle, heute in Zukunft, frei 
leben können ... 

Die revolutionären und anarchistischen 
Gefangenen brauchen mehr denn je Eure 
Unterstützung... 

Für die Internationale Solidarität! Für die 
Anarchie! 

Gabriel, April 2007... 


(in Spanisch unter: http://barcelona.indy- 
media.org/newswire/display/303490/in- 
dex.php) 


Mehr zu dieser aktuellen Situation und 
Briefvorlage an die Justizbevollmächtigten 
der JVA-Aachen: 
http://de.indymedia.org/2007/05/175938. 
shtml 


(un Saludo Caliente ) 


Dokumentiert: 


Werner Braeuner - 
Zur Frage 
einer Rückkehr 


Werner Braeuner wurde 2001 wegen Tot- 
schlags am Verdener Arbeitsamtdirektor zu 
12 Jahren Haft verurteilt. Werner greift 
auch unter den sehr beschränkten Bedin- 
gungen der Haft nach wie vor in die gesell- 
schaftliche Diskussion um Arbeit und Ar- 
beitszwang mit schriftlichen Beiträgen ein. 
Die vorliegende öffentliche Erklärung 
stammt von April 2007. Darin nennt er Be- 
dingungen für seine Rückkehr in die Frei- 
heit - nämlich die Beendigung aller ar- 
beitsmarkt -und sozialpolitischen Zwangs- 
maßnahmen. 


Öffentliche Erklärung 
Zur Frage einer Rückkehr 
in die Freiheit 


An den im Strafvollzug angebotenen Re- 
sozialisierungsmaßnahmen, an denen mit- 
zuwirken unabdingbare Voraussetzung ist, 
um vor dem strafgerichtlich festgesetzten 
Entlassungszeitpunkt, dem 5. Februar 2013, 
aus der Haft entlassen werden zu können, 
habe ich mich nicht beteiligt und werde dies 
auch in Zukunft absehbar nicht tun. Dem 
Justizvollzug gegenüber habe ich mich aus- 
drücklich als Bürgerkriegskombattant aus- 
gewiesen, der sich im Kampf gegen den 
Staatsterror befindet, den das BRD-Regime 
gegen arbeitslose und sozial schwache 
Menschen systematisch ausübt. Dies gilt, so 
lange der BRD-Staat den von ihm durch 
eklatante Rechtsbrüche und in Komplizen- 
schaft mit Parlament und Justiz Zug um 
Zug ausgeweiteten Bürgerkrieg nicht been- 
det und sich nicht an dem bestehenden 
Grund- und Einzelrecht orientiert, wobei 
insbesondere zu nennen ist das „Überein- 
kommen Nr. 29 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 28. Juni 1930 über 
Zwangs- oder Pflichtarbeit“, welches sol- 
che Arbeit ächtet und mit dem 1. Juni 1956 
durch Eintrag in das Bundesgesetzblatt II 
1956, 640 geltendes Bundesrecht geworden 
ist. 

Beendet die BRD die gegenwärtigen ar- 
beits- und sozialpolitischen Zwangsmaß- 
nahmen nicht, werde ich nicht in die Frei- 
heit zurückkehren, da ich nicht genötigt 
sein will, an durch Strafe bzw. Sanktionen 
erzwungenen Ein-Euro-Jobs oder Weiter- 
bildungs-, Trainings- oder sonstigen sol- 
chen Maßnahmen teilzunehmen. 

Nach Recht und Verfassung der BRD und 
entgegen der vom Regime Kohl und seinen 
Folgeregimen Schröder und Merkel ge- 
schaffenen, rechtsverachtenden anderslau- 
tenden Rechtslage sind Sozialtransfers wie 
das ALG I und II zu leisten, ohne dies an 


eine Teilnahme an Maßnahmen zu knüp- 
fen. Mit der Weigerung, vor Ende des ge- 
genwärtigen Bürgerkrieges in die Freiheit 
zurückzukehren, schütze ich mich und an- 
dere Personen vor Gewalthandlungen, die 
ich in Gefahr zu begehen kommen könnte, 
sollte ich unter dem psychischen Druck ar- 
beits- und sozialpolitischer Zwangsmaß- 
nahmen erneut in einen unbeherrschbaren 
Affektzustand geraten. 

Nach allem sind zwei zusammengehöri- 
ge politische Forderungen zu erheben, 
nämlich eine sofortige Aussetzung/Beendi- 
gung der hier oben genannten Zwangs- 
maßnahmen bzw. deren Befreiung von 
Zwang, sowie die damit möglich werdende 
sofortige und bedingungslose Freilassung 
meiner Person. Letztere Forderung findet in 
dem hier erhobenen eklatant rechtswidri- 
gen Handeln des BRD-Regimes Begrün- 
dung, welches mit Einführung einer Ar- 
beitspflicht in der vormaligen Sozialhilfe 
Anfang nahm. In den Jahren 2000/2001 hat 
solches Handeln mich in eine akut lebens- 
bedrohliche psychische sowie in eine prekä- 
re allgemeingesundheitliche Lage gebracht, 
die abzuwehren mir allein durch eine Hand- 
lung gelang - die Tötung eines Arbeit- 
samtsdirektors -, die in einer rechtskonfor- 
men BRD zwar als sehr schwere Straftat zu 
bewerten gewesen wäre, in einem Bürger- 
krieg jedoch und in Reaktion aufeinen mas- 
siven Angriff eines gegnerischen Kombat- 
tanten - hier die Arbeitsagentur der Stadt 
Verden - legitime Verteidigung mit dem 
Charakter einer Notwehr war. Dies be- 
stimmt sich allein politisch und nicht juri- 
stisch, indem der gegenwärtige Bürgerkrieg 
politisch konstatiert wird. In die Position ei- 
nes Bürgerkriegskombattanten bin ich 
durch unmittelbar einwirkenden Staatster- 
ror genötigt worden und kann diese Posi- 
tion dementsprechend erst mit dem Ende 
jenes Staatsterrors aufgeben. 

Die Öffentlichkeit wird ersucht, sich den 
in dieser Erklärung erhobenen Forderungen 
anzuschließen und sie zu unterstützen. 
Sehnde, den 15. April 2007 
Werner Braeuner 
Kontakt: 

Werner Braeuner 

z.zt.: JVA Sehnde, Schnedebruch 8 
31319 Sehnde 
http://geocities.com/anarchosyndikalis- 
mus2005/wbbrief180106.htm 


Abmilderung der Iso- 
haft für Meyer-Falk 


Seit Sommer 1998 wurde ich in der Justiz- 
vollzugsanstalt (JVA) wegen „Fluchtge- 
fahr“ in 

Isolationshaft gehalten; in den erste Jah- 
ren durfte ich die Zelle nur gefesselt ver- 
lassen, Besuche erhielt ich nur im Trenn- 
scheibenraum (Besuchsperson und Gefan- 


gener sind durch eine von der Decke bis 
zum Boden reichenden Panzerglasscheibe 
voneinander getrennt). 

Essen bekam ich gesondert von der An- 
staltsküche durch Beamte geliefert, damit 
die als Essensträger eingesetzten Gefange- 
nen mir nichts in die Zelle schmuggeln 
konnten. Wöchentlich fanden mehrere 
Durchsuchungen, verbunden mit vollstän- 
diger Entkleidung statt. 

Gegen all diese Maßnahmen und zig an- 
dere wehrte ich mich mal mehr, mal weni- 
ger erfolgreich vor Gericht; auf meiner Ho- 
mepage sind diverse Beispiele aufgeführt. 

In all den Jahren bekam ich von vielen 
Menschen „draußen“ aufmunternde, 
freundliche, aber durchaus auch kritische 
Briefe. Und obwohl alle Briefe erst von der 
Anstalt gelesen wurden, somit eine wirkli- 
che Privatsphäre nie bestand, gaben die 
Briefe mir Kraft ! 

Und dafür danke ich jeder und jedem Ein- 
zelnen von Euch ! 

Wenn ich mich mit Beiträgen aus „Zelle 
3117“ über den Strafvollzug zu Wort mel- 
dete, bekam ich gelegentlich auf dem In- 
dymedia Forum ( http://de.indymedia.org/ 
openposting/index.shtml) Bemerkungen zu 
lesen, wonach es mit der Isohaft nicht weit 
her sein könne, wenn ich sogar Internet in 
der Zelle und zum anderen soviel Kontak- 
te zu anderen Gefangenen hätte, dass ich 
über deren Situation berichten könne. 

Ich habe weder einen PC zur Verfügung, 
geschweige denn einen Internetanschluss: 
Meine Texte werden von FreundInnen 
„draußen“ abgetippt und dann via Internet 
in die Welt gesetzt. 

Was die Informationen über Mitgefange- 
ne angeht, so schickten diese mir ihre Un- 
terlagen per (Haus)Post, sprich sie tüten 
bspw. ihren Beschluss in ein Kuvert ein, no- 
tierten meinen Namen ins Empfängerfeld 
und übergaben den Brief der JVA zur Wei- 
terleitung an mich. Oder sie klopften an 
meine Zellentüre, denn mit Rufen kann 
man [sich] durch geschlossene Türen ver- 
ständigen. Alles keine Zauberei - aber müh- 
same Kleinarbeit. 

Und ich danke Euch allen, die Ihr Texte 
von mir abtippt (meine Schrift lässt mitun- 
ter zu wünschen übrig), sie verbreitet, mir 
Informationen zukommen lasst ! Danke! 

Seit dem 5 Mai 2007 ist meine Haftsitua- 
tion etwas gelockert; so wird meine Zelle 
nunmehr von 6.15 - 6.45 Uhr, 11.00 - 11.45 
Uhr und 15.00 - 16.45 Uhr werktags geöff- 
net (Wochenendes sind es ein paar Stunden 
mehr), so dass ich mich im Hafthaus frei 
bewegen, andere Gefangene treffen kann. 
Einige Besuchbeschränkungen (Trenn- 
scheibe) wurden ebenfalls aufgehoben. 

Wie kam es dazu ? 

Am 2. Mai 2007 hatte ich ein ca. 10 Mi- 
nuten dauerndes Gespräch mit der zustän- 
digen Abteilungsjuristin. Sie wollte wissen, 
wie ich mir das weitere Vollzugsleben denn 
so vorstellen würde - und sie frug, ob für 
mich Gespräche mit ihr denn „Kollabora- 
tion mit dem Feind wären“ (denn in den 4,6 
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Jahren, in denen sie hier arbeitet, war dies 
„erst“ das zweite Gespräch mit ihr). Nun 
wird wohl geprüft ob man eine Tätigkeit als 
„Schänzer“ (in anderen Bundesländern 
Kalfaktor genannt) für mich findet, denn 
ich hatte deutlich gemacht, dass eine Tätig- 
keit in einem (Unternehmer) Anstaltsbetrieb 
nicht akzeptabel sei, da dies für mein Ver- 
ständnis Zwangsarbeit darstelle. Auch eine 
Ausbildung ohne direkten Bezug zu einem 
Betrieb wäre zu prüfen. 

In Zukunft werde ich eher noch mehr aus 
dem Strafvollzug berichten können als bis- 
her (aber keine Angst, ich werde an mich 
halten ), denn im Angesicht des Elends auch 
hinter deutschen Gefängnismauern tut Öf- 
fentlichkeit Not. Wir leben eben nicht in ei- 
nem Hotelvollzug! 

Noch ein Wort an jene, die sich fragen, 
wie zuverlässig denn die Informationen 
sind, welche ich verbreite : Persönliche Be- 
richte von Gefangenen sind als solche ge- 
kennzeichnet und ansonsten schreibe ich in 
der Regel über Vorfälle, zu denen mir 
schriftliche Unterlagen vorliegen, die ich 
also selbst gelesen habe. Mit dem bloßen 
Kolportieren von Gerüchten und Mut- 
maßungen ist nämlich Gefangenen nicht 
gedient. 

Und so hoffe ich auch weiterhin auf auf- 
geschlossene, geneigte Ohren zu treffen, 
wenn ich von mir hören lasse - denn selbst 
bei Berücksichtigung dessen, was viele de- 
rer, die hier hinter Gitter sitzen, getan ha- 
ben: Es sind und bleiben Menschen ! 
Thomas Meyer-Falk 
c/o JVA - Z. 3117, Schönbornstraße 32 
D- 76646 Bruchsal 
http://www.freedom-for-thomas.de 


Rx 


Die Termine für die Berufungsverhandlung 
gegen die AntifaschistInnen Christian und 
Leila wegen Landfriedensbruch pp. am 
13.02.2005 beim Naziaufmarsch in Dres- 
den wurden festgelegt: Landgericht Berlin, 
Turmstr. 91, Donnerstag, den 21. Juni, 
Raum B 129, 9:00 Uhr. 


Rx 


Zu Mustafa Atalays Situation 


Es gab zwei weitere Verhaftungen von tür- 
kischen Aktivisten wegen 129a bzw. 129b 
in der BRD: Faruk E. und Ilhan D. 

Der haftunfähige Mustafa befindet sich 
weiter in Haft: Nur ein Tag war er im Kran- 
kenhaus, obwohl selbst die medizinische 
Abteilung der JVA Hannover eine Unter- 
bringung in einem Hospital unter U-Haft- 


bedingungen befürwortet hatte. 

Unklar ist weiterhin die Ursache seiner 
Beinbeschwerden. Seine Isolation hält wei- 
terhin an, d.h. Einzelhaft und -hofgang. 

Seit seiner Inhaftierung im November 
konnte er erst seit 3 Besuche empfangen. 
Gegen einen deutschen Besucher hat die 
Bundesanwaltschaft Besuchsverbot bean- 
tragt. 


Von Mallorca in den 
Knast 


Die Europäischen erweisen sich wie- 
der einmal als Erfüllungsgehilfen der 
Türkei 


Binali Yildirim reiste wie viele für einige 
Tage nach Mallorca. Mit seiner Hamburger 
Fußballmannschaft fuhr er auf die Insel. 
Doch dort wurde der in Hamburg lebende 
Türke am 29. Mai 2007 in seinem Hotel im 
Auftrag von Interpol festgenommen. Jetzt 
droht ihm die Auslieferung in die Türkei. 
Yildrims Freunde fürchten um sein Leben 
und wollen seine Auslieferung mit allen 
Mitteln verhindern. 

Denn Binali Yildirim war von 1996 bis 
2002 Jahre wegen Mitgliedschaft in der 
TKP(ML) (einer marxistisch-leninistischen 
Kleingruppe) inhaf- 
tiert. Er wurde im 
Jahre 2002 auf- 
grund seiner ge- 
sundheitlichen Pro- 4 
bleme unter Aufla- | 
gen freigelassen. 
Zuvor hatte er sich 
an einem Hunger- 
streik gegen die 
Einführung der Iso- 
lationsgefängnisse 
beteiligt. Am 70. 
Tag hatte sich sein 
gesundheitlicher 
Zustand rapide ver- 
schlechtert, so dass 
die Behörden sei- 
nen Tod fürchteten 


Pr a“ ns ® 


Drohung mit der lebenslangen Freiheits- 
strafe verließ Binali Yildirim die Türkei. Seit 
vier Jahren lebt er als politischer Asylbe- 
rechtigter in Hamburg. Yildirim ist verhei- 
ratet, hat zwei Kinder, einen kleinen Laden 
und arbeitet in einer Fabrik. 

Mittlerweile hat sich eine Solidaritäts- 
gruppe gegründet, die die Festnahme hef- 
tig kritisiert: „Trotz seiner Aufenthaltser- 
laubnis in Deutschland wurde Binali Yildi- 
rim von der Interpol in Gewahrsam ge- 
nommen.“ 

Auch die seit langem bekannte Zusam- 
menarbeit zwischen den türkischen und 
den EU-Behörden wurden angesprochen. 
„Obwohl die Türkei bei der Frage ihres EU- 
Beitritts ständig aufgrund mangelnder 
Menschenrechten kritisiert wird, wird die- 
se Kritik sofort verdrängt, wenn es um das 
Recht auf Leben und Leib der einzelnen 
Menschen geht, die von den unmenschli- 
chen Behandlungen betroffen sind.“ 

Auch JuristInnen kritisieren das Vorge- 
hen der spanischen Justiz: „Die spanischen 
Behörden, die an die Genfer Flüchtlings- 
konventionen gebunden sind, haben ihn 
trotz dieses legalen Status in der BRD ver- 
haftet.“ 

In der Vergangenheit gelang es durch So- 
lidaritätsaktionen, Linke, die nach Europa 
geflohen waren, vor dem Zugriffen der tür- 
kischen Justiz zu bewahren. So ist nur zu 
hoffen, dass es auch im Fall von Binali Yil- 
dirim gelingt. Peter Nowak 


f _ Fe, 


Feiheit (-BINALI 


Trotz kurzzeitiger Mobilisierung von nur einem Tag haben am 1. Ju- 
ni rund 40 Freundinnen und Freunde des in Spanien verhafteten 


und ihn deshalb auf Flüchtlings Binali Yildirim vor dem spanischen Konsulat in Ham- 


Bewährung freige- 
lassen hatten. 
Wegen seines 
schlechten gesund- 
heitlichen Zustands 


und der weiteren statt. 


burg versammelt. In deutsch- und türkischsprachigen Redebeiträgen 
wurde auf die Verhaftung unseres Freundes und die Lage der politi- 
schen Gefangenen in der Türkei aufmerksam gemacht. Zudem for- 
derten die DemonstrantInnen die sofortige Freilassung von Binali. Ei- 
ne zweite Kundgebung fand am 5. Juni mit 100 Teilnehmer/innen 


E-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de * Gefangenen Info im Netz: www.political-prisoners.net 
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breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
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